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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 343/2003 DES RATES
vom 18. Februar 2003

zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung
eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 63 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe a),

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Ausarbeitung einer gemeinsamen Asylpolitik
einschließlich eines Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems ist wesentlicher Bestandteil des Ziels der Euro-
päischen Union, schrittweise einen Raum der Freiheit,
der Sicherheit und des Rechts aufzubauen, der allen
offen steht, die wegen besonderer Umstände rechtmäßig
in der Gemeinschaft um Schutz nachsuchen.

(2) Der Europäische Rat kam auf seiner Sondertagung vom
15. und 16. Oktober 1999 in Tampere überein, auf ein
Gemeinsames Europäisches Asylsystem hinzuwirken, das
sich auf die uneingeschränkte und umfassende Anwen-
dung des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951,
ergänzt durch das New Yorker Protokoll vom 31. Januar
1967, stützt, damit niemand dorthin zurückgeschickt
wird, wo er Verfolgung ausgesetzt ist, d. h. der Grund-
satz der Nichtzurückweisung (Non refoulement) gewahrt
bleibt. In diesem Zusammenhang, und ohne die zu
dieser Verordnung festgelegten Zuständigkeitskriterien
zu beeinträchtigen, gelten die Mitgliedstaaten, die alle
den Grundsatz der Nichtzurückweisung achten, als
sichere Staaten für Drittstaatsangehörige.

(3) Entsprechend den Schlussfolgerungen von Tampere
sollte dieses System auf kurze Sicht eine klare und prak-
tikable Formel für die Bestimmung des für die Prüfung
eines Asylantrags zuständigen Mitgliedstaats umfassen.

(4) Eine solche Formel sollte auf objektiven und für die
Mitgliedstaaten und die Betroffenen gerechten Kriterien
basieren. Sie sollte insbesondere eine rasche Bestimmung

des zuständigen Mitgliedstaats ermöglichen, um den
effektiven Zugang zu den Verfahren zur Bestimmung der
Flüchtlingseigenschaft zu gewährleisten und das Ziel
einer zügigen Bearbeitung der Asylanträge nicht zu
gefährden.

(5) Bezüglich der schrittweisen Einführung eines Gemein-
samen Europäischen Asylsystems, das auf längere Sicht
zu einem gemeinsamen Asylverfahren und einem
unionsweit geltenden einheitlichen Status für die
Personen, denen Asyl gewährt wird, führen sollte, sollten
im derzeitigen Stadium die Grundsätze des am 15. Juni
1990 in Dublin unterzeichneten Übereinkommens über
die Bestimmung des zuständigen Staates für die Prüfung
eines in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaften gestellten Asylantrags (4) (nachstehend „Dubliner
Übereinkommen“ genannt), dessen Durchführung die
Harmonisierung der Asylpolitik gefördert hat, mit den
aufgrund der bisherigen Erfahrungen erforderlichen
Änderungen beibehalten werden.

(6) Die Einheit der Familie sollte gewahrt werden, soweit
dies mit den sonstigen Zielen vereinbar ist, die mit der
Festlegung von Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des für die Prüfung eines Asylantrags zuständigen
Mitgliedstaats angestrebt werden.

(7) Die gemeinsame Bearbeitung der Asylanträge der
Mitglieder einer Familie durch ein und denselben
Mitgliedstaat ermöglicht eine genauere Prüfung der
Anträge und kohärente damit zusammenhängende
Entscheidungen. Die Mitgliedstaaten sollten von den
Zuständigkeitskriterien abweichen können, um eine
räumliche Annäherung von Familienmitgliedern vorzu-
nehmen, sofern dies aus humanitären Gründen erforder-
lich ist.

(8) Die schrittweise Schaffung eines Raums ohne Binnen-
grenzen, in dem der freie Personenverkehr gemäß den
Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft gewährleistet wird, sowie die Fest-
setzung der Gemeinschaftspolitiken zu den Einreise-
und Aufenthaltsbedingungen einschließlich allgemeiner
Anstrengungen zur Verwaltung der Außengrenzen erfor-
dern die Erreichung eines Gleichgewichts der Zuständig-
keitskriterien im Geiste der Solidarität.
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(9) Die Durchführung dieser Verordnung kann dadurch
erleichtert und ihre Wirksamkeit erhöht werden, dass die
Mitgliedstaaten bilaterale Vereinbarungen treffen, die
darauf abzielen, die Kommunikation zwischen den
zuständigen Dienststellen zu verbessern, die Verfahrens-
fristen zu verkürzen, die Bearbeitung von Aufnahme-
oder Wiederaufnahmegesuchen zu vereinfachen oder
Modalitäten für die Durchführung von Überstellungen
festzulegen.

(10) Die Kontinuität zwischen dem im Dubliner Überein-
kommen festgelegten Verfahren zur Bestimmung des
zuständigen Staates und dem in dieser Verordnung
vorgesehenen Ansatz sollte sichergestellt werden.
Außerdem sollte die Kohärenz zwischen dieser Verord-
nung und der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 des Rates
vom 11. Dezember 2000 über die Einrichtung von
„Eurodac“ für den Vergleich von Fingerabdrücken zum
Zweck der effektiven Anwendung des Dubliner Überein-
kommens (1) sichergestellt werden.

(11) Durch den Betrieb des mit Verordnung (EG) Nr. 2725/
2000 geschaffenen Eurodac-Systems und insbesondere
durch die Anwendung der Artikel 4 und 8 jener Verord-
nung sollte die Durchführung dieser Verordnung
erleichtert werden.

(12) In Bezug auf die Behandlung von Personen, die unter
den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, sind die
Mitgliedstaaten gehalten, die Verpflichtungen der völker-
rechtlichen Instrumente einzuhalten, bei denen sie
Vertragsparteien sind.

(13) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (2) erlassen werden.

(14) Die Durchführung der Verordnung sollte regelmäßig
bewertet werden.

(15) Die Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten
und Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union (3) anerkannt
wurden. Sie zielt insbesondere darauf ab, die unein-
geschränkte Wahrung des in Artikel 18 verankerten
Rechts auf Asyl zu gewährleisten.

(16) Da das Ziel der beabsichtigten Maßnahme, nämlich die
Festlegung von Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines Asylantrags
zuständig ist, den ein Drittstaatsangehöriger in einem
Mitgliedstaat gestellt hat, auf Ebene der Mitgliedstaaten
nicht ausreichend erreicht werden kann und daher
wegen des Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme
besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen ist, kann die
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese
Verordnung nicht über das für die Erreichung dieses
Ziels erforderliche Maß hinaus.

(17) Entsprechend Artikel 3 des Protokolls über die Position
des Vereinigten Königreichs und Irlands, das dem
Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt
ist, haben das Vereinigte Königreich und Irland mit
Schreiben vom 30. Oktober 2001 mitgeteilt, dass sie
sich an der Annahme und Anwendung dieser Verord-
nung beteiligen möchte.

(18) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über
die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an
der Annahme dieser Verordnung, die für Dänemark
nicht bindend oder anwendbar ist.

(19) Das Dubliner Übereinkommen bleibt in Kraft und gilt
weiterhin zwischen Dänemark und den durch diese
Verordnung gebundenen Mitgliedstaaten bis ein
Abkommen geschlossen wurde, das Dänemark eine
Beteiligung an der Verordnung gestattet —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ZIEL UND DEFINITIONEN

Artikel 1

Diese Verordnung legt die Kriterien und Verfahren fest, die bei
der Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines
von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat
gestellten Asylantrags zuständig ist, zur Anwendung gelangen.

Artikel 2

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) „Drittstaatsangehöriger“ jede Person, die nicht Bürger der
Union im Sinne von Artikel 17 Absatz 1 des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft ist;

b) „Genfer Flüchtlingskonvention“ das Genfer Abkommen vom
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge,
ergänzt durch das New Yorker Protokoll vom 31. Januar
1967;

c) „Asylantrag“ den von einem Drittstaatsangehörigen
gestellten Antrag, der als Ersuchen um internationalen
Schutz eines Mitgliedstaats im Sinne der Genfer Flüchtlings-
konvention angesehen werden kann. Jeder Antrag auf inter-
nationalen Schutz wird als Asylantrag angesehen, es sei
denn, ein Drittstaatsangehöriger ersucht ausdrücklich um
einen anderweitigen Schutz, der gesondert beantragt werden
kann;

d) „Antragsteller“ bzw. „Asylbewerber“ den Drittstaatsange-
hörigen, der einen Asylantrag eingereicht hat, über den
noch nicht endgültig entschieden worden ist;
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e) „Prüfung eines Asylantrags“ die Gesamtheit der Prüfungs-
vorgänge, der Entscheidungen bzw. Urteile der zuständigen
Stellen in Bezug auf einen Asylantrag gemäß dem einzel-
staatlichen Recht, mit Ausnahme der Verfahren zur Bestim-
mung des zuständigen Staates gemäß dieser Verordnung;

f) „Rücknahme des Asylantrags“ die vom Antragsteller im
Einklang mit dem einzelstaatlichen Recht ausdrücklich oder
stillschweigend unternommenen Schritte zur Beendigung
des Verfahrens, das aufgrund des von ihm eingereichten
Asylantrags eingeleitet wurde;

g) „Flüchtling“ jeden Drittstaatsangehörigen, dem die Flücht-
lingseigenschaft im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention
zuerkannt und der Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats in dieser Eigenschaft gestattet wurde;

h) „unbegleiteter Minderjähriger“ unverheiratete Personen unter
18 Jahren, die ohne Begleitung eines für sie nach dem
Gesetz oder dem Gewohnheitsrecht verantwortlichen
Erwachsenen in einen Mitgliedstaat einreisen, solange sie
sich nicht tatsächlich in der Obhut eines solchen Erwach-
senen befinden; dies schließt Minderjährige ein, die nach
ihrer Einreise in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ohne
Begleitung gelassen werden;

i) „Familienangehörige“ die folgenden im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten anwesenden Mitglieder der Familie des
Antragstellers, sofern die Familie bereits im Herkunftsland
bestanden hat:

i) den Ehegatten des Asylbewerbers oder der nicht verhei-
ratete Partner des Asylbewerbers, der mit diesem eine
dauerhafte Beziehung führt, sofern gemäß den Rechts-
vorschriften oder den Gepflogenheiten des betreffenden
Mitgliedstaats nichtverheiratete Paare nach dessen
Ausländerrecht ähnlich behandelt werden wie verheira-
tete Paare;

ii) die minderjährigen Kinder von in Ziffer i) genannten
Paaren oder des Antragstellers, sofern diese ledig und
unterhaltsberechtigt sind, gleichgültig, ob es sich nach
dem einzelstaatlichen Recht um eheliche oder außerehe-
lich geborene oder adoptierte Kinder handelt;

iii) bei unverheirateten minderjährigen Antragstellern oder
Flüchtlingen den Vater, die Mutter oder den Vormund;

j) „Aufenthaltstitel“ jede von den Behörden eines Mitgliedstaats
erteilte Erlaubnis, mit der der Aufenthalt eines Drittstaats-
angehörigen im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats gestattet
wird, einschließlich der Dokumente, mit denen die Geneh-
migung des Aufenthalts im Hoheitsgebiet im Rahmen einer
Regelung des vorübergehenden Schutzes oder bis zu dem
Zeitpunkt, zu dem die eine Ausweisung verhindernden
Umstände nicht mehr gegeben sind, nachgewiesen werden
kann; ausgenommen sind Visa und Aufenthaltstitel, die
während der zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats
entsprechend dieser Verordnung erforderlichen Frist bzw.
während der Prüfung eines Asylantrags oder eines Antrags
auf Gewährung eines Aufenthaltstitels erteilt wurden;

k) „Visum“ die Erlaubnis oder Entscheidung eines Mitglied-
staats, die im Hinblick auf die Einreise zum Zweck der
Durchreise oder die Einreise zum Zweck eines Aufenthalts

in diesem Mitgliedstaat oder in mehreren Mitgliedstaaten
verlangt wird. Es werden folgende Arten von Visa unter-
schieden:
i) „Langzeitvisum“: die Erlaubnis oder Entscheidung eines

Mitgliedstaats, die im Hinblick auf die Einreise zum
Zweck eines Aufenthalts in diesem Mitgliedstaat von
mehr als drei Monaten verlangt wird;

ii) „Kurzzeitvisum“: die Erlaubnis oder Entscheidung eines
Mitgliedstaats, die im Hinblick auf die Einreise zum
Zweck eines Aufenthalts in diesem Mitgliedstaat oder
mehrere Mitgliedstaaten von insgesamt höchstens drei
Monaten verlangt wird;

iii) „Transitvisum“: die Erlaubnis oder Entscheidung eines
Mitgliedstaats, die im Hinblick auf eine Einreise zum
Zweck der Durchreise durch das Hoheitsgebiet dieses
Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten verlangt
wird, mit Ausnahme des Flughafentransits;

iv) „Flughafentransitvisum“: die Erlaubnis oder Entschei-
dung, die einem ausdrücklich dieser Verpflichtung unter-
liegenden Drittstaatsangehörigen ermöglicht, sich
während einer Zwischenlandung oder einer Unterbre-
chung zwischen zwei Abschnitten eines internationalen
Flugs in der Transitzone eines Flughafens aufzuhalten,
ohne dabei das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied-
staats zu betreten.

KAPITEL II

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE

Artikel 3

(1) Die Mitgliedstaaten prüfen jeden Asylantrag, den ein
Drittstaatsangehöriger an der Grenze oder im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats stellt. Der Antrag wird von einem einzigen
Mitgliedstaat geprüft, der nach den Kriterien des Kapitels III als
zuständiger Staat bestimmt wird.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann jeder Mitgliedstaat einen
von einem Drittstaatsangehörigen eingereichten Asylantrag
prüfen, auch wenn er nach den in dieser Verordnung festge-
legten Kriterien nicht für die Prüfung zuständig ist. Der betref-
fende Mitgliedstaat wird dadurch zum zuständigen Mitgliedstaat
im Sinne dieser Verordnung und übernimmt die mit dieser
Zuständigkeit einhergehenden Verpflichtungen. Gegebenenfalls
unterrichtet er den zuvor zuständigen Mitgliedstaat, den
Mitgliedstaat, der ein Verfahren zur Bestimmung des
zuständigen Staates durchführt, oder den Mitgliedstaat, an den
ein Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuch gerichtet wurde.

(3) Jeder Mitgliedstaat behält das Recht, einen Asylbewerber
nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften unter Wahrung
der Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention in einen
Drittstaat zurück- oder auszuweisen.

(4) Der Asylbewerber wird schriftlich und in einer ihm
hinreichend bekannten Sprache über die Anwendung dieser
Verordnung, ihre Fristen und ihre Wirkung unterrichtet.

Artikel 4

(1) Das Verfahren zur Bestimmung des gemäß dieser Verord-
nung zuständigen Mitgliedstaats wird eingeleitet, sobald ein
Asylantrag erstmals in einem Mitgliedstaat gestellt wurde.
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(2) Ein Asylantrag gilt als gestellt, wenn den zuständigen
Behörden des betreffenden Mitgliedstaats ein vom Asylbewerber
eingereichtes Formblatt oder ein behördliches Protokoll zuge-
gangen ist. Bei einem nicht in schriftlicher Form gestellten
Asylantrag sollte die Frist zwischen der Abgabe der Willens-
erklärung und der Erstellung eines Protokolls so kurz wie
möglich sein.

(3) Für die Zwecke dieser Verordnung ist die Situation eines
mit dem Asylbewerber einreisenden Minderjährigen, der durch
die Definition des Familienangehörigen in Artikel 2 Ziffer i)
gedeckt ist, untrennbar mit der seines Elternteils oder seines
Vormunds verbunden und fällt in die Zuständigkeit des
Mitgliedstaats, der für die Prüfung des Asylantrags dieses Eltern-
teils oder Vormunds zuständig ist, auch wenn der Minderjäh-
rige selbst kein Asylbewerber ist. Ebenso wird bei Kindern
verfahren, die nach der Ankunft des Asylbewerbers im Hoheits-
gebiet der Mitgliedstaaten geboren werden, ohne dass ein neues
Zuständigkeitsverfahren für diese eingeleitet werden muss.

(4) Stellt ein Antragsteller bei den zuständigen Behörden
eines Mitgliedstaats einen Asylantrag, während er sich im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhält, obliegt die
Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats dem Mitgliedstaat,
in dessen Hoheitsgebiet sich der Antragsteller aufhält. Dieser
Mitgliedstaat wird unverzüglich von dem mit dem Asylantrag
befassten Mitgliedstaat unterrichtet und gilt dann für die
Zwecke dieser Verordnung als der Staat, bei dem der Antrag
gestellt wurde.

Der Antragsteller wird schriftlich von dieser Zuständigkeits-
übertragung und dem Zeitpunkt, zu dem sie erfolgt ist, unter-
richtet.

(5) Der Mitgliedstaat, bei dem der Asylantrag gestellt wurde,
ist gehalten, einen Asylbewerber, der sich im Hoheitsgebiet
eines anderen Mitgliedstaats befindet und dort einen Asylantrag
gestellt hat, nachdem er seinen Antrag noch während des
Verfahrens zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats
zurückgezogen hat, nach den Bestimmungen des Artikels 20
wieder aufzunehmen, um das Verfahren zur Bestimmung des
für die Prüfung des Asylantrags zuständigen Mitgliedstaats zum
Abschluss zu bringen.

Diese Verpflichtung erlischt, wenn der Asylbewerber zwischen-
zeitlich die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten für mindestens
drei Monate verlassen oder in einem Mitgliedstaat eine Aufent-
haltserlaubnis erhalten hat.

KAPITEL III

RANGFOLGE DER KRITERIEN

Artikel 5

(1) Die Kriterien zur Bestimmung des zuständigen Mitglied-
staats finden in der in diesem Kapitel genannten Rangfolge
Anwendung.

(2) Bei der Bestimmung des nach diesen Kriterien
zuständigen Mitgliedstaats wird von der Situation ausgegangen,
die zu dem Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Asylbewerber
seinen Antrag zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat stellt.

Artikel 6

Handelt es sich bei dem Asylbewerber um einen unbegleiteten
Minderjährigen, so ist der Mitgliedstaat, in dem sich ein Ange-
höriger seiner Familie rechtmäßig aufhält, für die Prüfung
seines Antrags zuständig, sofern dies im Interesse des
Minderjährigen liegt.

Ist kein Familienangehöriger anwesend, so ist der Mitgliedstaat,
in dem der Minderjährige seinen Asylantrag gestellt hat,
zuständig.

Artikel 7

Hat der Asylbewerber einen Familienangehörigen — ungeachtet
der Frage, ob die Familie bereits im Herkunftsland bestanden
hat —, dem das Recht auf Aufenthalt in einem Mitgliedstaat in
seiner Eigenschaft als Flüchtling gewährt wurde, so ist dieser
Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig, sofern
die betroffenen Personen dies wünschen.

Artikel 8

Hat ein Asylbewerber in einem Mitgliedstaat einen Familien-
angehörigen, über dessen Asylantrag noch keine erste Sach-
entscheidung getroffen wurde, so obliegt diesem Mitgliedstaat
die Prüfung des Asylantrags, sofern die betroffenen Personen
dies wünschen.

Artikel 9

(1) Besitzt der Asylbewerber einen gültigen Aufenthaltstitel,
so ist der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel ausgestellt hat,
für die Prüfung des Asylantrags zuständig.

(2) Besitzt der Asylbewerber ein gültiges Visum, so ist der
Mitgliedstaat, der das Visum erteilt hat, für die Prüfung des
Asylantrags zuständig, es sei denn, dass das Visum in Vertre-
tung oder mit schriftlicher Zustimmung eines anderen Mitglied-
staats erteilt wurde. In diesem Fall ist der letztgenannte
Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig. Konsul-
tiert ein Mitgliedstaat insbesondere aus Sicherheitsgründen
zuvor die zentralen Behörden eines anderen Mitgliedstaats, so
ist dessen Antwort auf die Konsultation nicht gleich bedeutend
mit einer schriftlichen Genehmigung im Sinne dieser Bestim-
mung.

(3) Besitzt der Asylbewerber mehrere gültige Aufenthaltstitel
oder Visa verschiedener Mitgliedstaaten, so sind die Mitglied-
staaten für die Prüfung des Asylantrags in folgender Reihen-
folge zuständig:

a) der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel mit der längsten
Gültigkeitsdauer erteilt hat, oder bei gleicher Gültigkeits-
dauer der Mitgliedstaat, der den zuletzt ablaufenden Aufent-
haltstitel erteilt hat;

b) der Mitgliedstaat, der das zuletzt ablaufende Visum erteilt
hat, wenn es sich um gleichartige Visa handelt;

c) bei nicht gleichartigen Visa der Mitgliedstaat, der das Visum
mit der längsten Gültigkeitsdauer erteilt hat, oder bei
gleicher Gültigkeitsdauer der Mitgliedstaat, der das zuletzt
ablaufende Visum erteilt hat.
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(4) Besitzt der Asylbewerber nur einen oder mehrere Aufent-
haltstitel, die weniger als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind, oder
ein oder mehrere Visa, die seit weniger als sechs Monaten abge-
laufen sind, aufgrund deren er in das Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats einreisen konnte, so sind die Absätze 1, 2 und 3
anwendbar, solange der Antragsteller das Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten nicht verlassen hat.

Besitzt der Asylbewerber einen oder mehrere Aufenthaltstitel,
die mehr als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind, oder ein oder
mehrere Visa, die seit mehr als sechs Monaten abgelaufen sind,
aufgrund deren er in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
einreisen konnte, und hat er die Hoheitsgebiete der Mitglied-
staaten nicht verlassen, so ist der Mitgliedstaat zuständig, in
dem der Antrag gestellt wird.

(5) Der Umstand, dass der Aufenthaltstitel oder das Visum
aufgrund einer falschen oder missbräuchlich verwendeten Iden-
tität oder nach Vorlage von gefälschten, falschen oder ungül-
tigen Dokumenten erteilt wurde, hindert nicht daran, dem
Mitgliedstaat, der den Titel oder das Visum erteilt hat, die
Zuständigkeit zuzuweisen. Der Mitgliedstaat, der den Aufent-
haltstitel oder das Visum ausgestellt hat, ist nicht zuständig,
wenn nachgewiesen werden kann, dass nach Ausstellung des
Titels oder des Visums eine betrügerische Handlung vorge-
nommen wurde.

Artikel 10

(1) Wird auf der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien
gemäß den beiden in Artikel 18 Absatz 3 genannten Verzeich-
nissen, einschließlich der Daten nach Kapitel III der Verordnung
(EG) Nr. 2725/2000 festgestellt, dass ein Asylbewerber aus
einem Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luftgrenze
eines Mitgliedstaats illegal überschritten hat, so ist dieser
Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig. Die
Zuständigkeit endet zwölf Monate nach dem Tag des illegalen
Grenzübertritts.

(2) Ist ein Mitgliedstaat nicht oder gemäß Absatz 1 nicht
länger zuständig und wird auf der Grundlage von Beweismitteln
oder Indizien gemäß den beiden in Artikel 18 Absatz 3
genannten Verzeichnissen festgestellt, dass der Asylbewerber —
der illegal in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten eingereist
ist oder bei dem die Umstände der Einreise nicht festgestellt
werden können — sich zum Zeitpunkt der Antragstellung
zuvor während eines ununterbrochenen Zeitraums von
mindestens fünf Monaten in einem Mitgliedstaat aufgehalten
hat, so ist dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags
zuständig.

Hat der Asylbewerber sich für Zeiträume von mindestens fünf
Monaten in verschiedenen Mitgliedstaaten aufgehalten, so ist
der Mitgliedstaat, wo dies zuletzt der Fall war, für die Prüfung
des Asylantrags zuständig.

Artikel 11

(1) Reist ein Drittstaatsangehöriger in das Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats ein, in dem für ihn kein Visumzwang
besteht, so ist dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des Asyl-
antrags zuständig.

(2) Der Grundsatz nach Absatz 1 findet keine Anwendung,
wenn der Drittstaatsangehörige seinen Asylantrag in einem
anderen Mitgliedstaat stellt, in dem er ebenfalls kein Einreise-
visum vorweisen muss. In diesem Fall ist der letztgenannte
Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig.

Artikel 12

Stellt ein Drittstaatsangehöriger einen Asylantrag im internatio-
nalen Transitbereich eines Flughafens eines Mitgliedstaats, so ist
dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des Asylantrags zuständig.

Artikel 13

Lässt sich anhand der Kriterien dieser Verordnung nicht
bestimmen, welchem Mitgliedstaat die Prüfung des Asylantrags
obliegt, so ist der erste Mitgliedstaat, in dem der Asylantrag
gestellt wurde, für dessen Prüfung zuständig.

Artikel 14

Stellen mehrere Mitglieder einer Familie in demselben Mitglied-
staat gleichzeitig oder in so großer zeitlicher Nähe einen
Asylantrag, dass die Verfahren zur Bestimmung des zuständigen
Mitgliedstaats gemeinsam durchgeführt werden können, und
könnte die Anwendung der in dieser Verordnung genannten
Kriterien ihre Trennung zur Folge haben, so gilt für die Bestim-
mung des zuständigen Mitgliedstaats Folgendes:

a) zuständig für die Prüfung der Asylanträge sämtlicher Fami-
lienmitglieder ist der Mitgliedstaat, der nach den Kriterien
für die Aufnahme des größten Teils der Familienmitglieder
zuständig ist;

b) andernfalls obliegt die Prüfung dem Mitgliedstaat, der nach
den Kriterien für die Prüfung des von dem ältesten Familien-
mitglied eingereichten Asylantrags zuständig ist.

KAPITEL IV

HUMANITÄRE KLAUSEL

Artikel 15

(1) Jeder Mitgliedstaat kann aus humanitären Gründen, die
sich insbesondere aus dem familiären oder kulturellen Kontext
ergeben, Familienmitglieder und andere abhängige Familien-
angehörige zusammenführen, auch wenn er dafür nach den
Kriterien dieser Verordnung nicht zuständig ist. In diesem Fall
prüft jener Mitgliedstaat auf Ersuchen eines anderen Mitglied-
staats den Asylantrag der betroffenen Person. Die betroffenen
Personen müssen dem zustimmen.
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(2) In Fällen, in denen die betroffene Person wegen Schwan-
gerschaft, eines neugeborenen Kindes, einer schweren Krank-
heit, einer ernsthaften Behinderung oder hohen Alters auf die
Unterstützung der anderen Person angewiesen ist, entscheiden
die Mitgliedstaaten im Regelfall, den Asylbewerber und den
anderen Familienangehörigen, der sich im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats aufhält, nicht zu trennen bzw. sie zusammen-
führen, sofern die familiäre Bindung bereits im Herkunftsland
bestanden hat.

(3) Ist der Asylbewerber ein unbegleiteter Minderjähriger,
der ein oder mehrere Familienangehörige hat, die sich in einem
anderen Mitgliedstaat aufhalten, und die ihn bei sich
aufnehmen können, so nehmen die Mitgliedstaaten nach
Möglichkeit eine räumliche Annäherung dieses Minderjährigen
an seinen bzw. seine Angehörigen vor, es sei denn, dass dies
nicht im Interesse des Minderjährigen liegt.

(4) Gibt der ersuchte Mitgliedstaat dem Ersuchen statt, so
wird ihm die Zuständigkeit für die Antragsprüfung übertragen.

(5) Die Bedingungen und Verfahren für die Umsetzung
dieses Artikels, gegebenenfalls einschließlich der Schlichtungs-
verfahren zur Regelung von Divergenzen zwischen den
Mitgliedstaaten über die Notwendigkeit einer Annäherung der
betreffenden Personen bzw. den Ort, an dem diese erfolgen soll,
werden gemäß dem Verfahren nach Artikel 27 Absatz 2
beschlossen.

KAPITEL V

AUFNAHME UND WIEDERAUFNAHME

Artikel 16

(1) Der Mitgliedstaat, der nach der vorliegenden Verordnung
zur Prüfung des Asylantrags zuständig ist, ist gehalten:

a) einen Asylbewerber, der in einem anderen Mitgliedstaat
einen Antrag gestellt hat, nach Maßgabe der Artikel 17 bis
19 aufzunehmen;

b) die Prüfung des Asylantrags abzuschließen;

c) einen Antragsteller, der sich während der Prüfung seines
Antrags unerlaubt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staats aufhält, nach Maßgabe des Artikels 20 wieder aufzu-
nehmen;

d) einen Asylbewerber, der seinen Antrag während der
Antragsprüfung zurückgezogen und in einem anderen
Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat, nach Maßgabe des
Artikels 20 wieder aufzunehmen;

e) einen Drittstaatsangehörigen, dessen Antrag er abgelehnt
hat und der sich unerlaubt im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaats aufhält, nach Maßgabe des Artikels 20 wieder
aufzunehmen.

(2) Erteilt ein Mitgliedstaat dem Antragsteller einen Aufent-
haltstitel, so fallen diesem Mitgliedstaat die Verpflichtungen
nach Absatz 1 zu.

(3) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 erlöschen, wenn der
Drittstaatsangehörige das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten für
mindestens drei Monate verlassen hat, es sei denn, der Dritt-
staatsangehörige ist im Besitz eines vom zuständigen Mitglied-
staat ausgestellten gültigen Aufenthaltstitels.

(4) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 Buchstaben d) und e)
erlöschen auch, wenn der für die Prüfung des Antrags
zuständige Mitgliedstaat nach der Rücknahme oder der Ableh-
nung des Antrags die notwendigen Vorkehrungen getroffen
und tatsächlich umgesetzt hat, damit der Drittstaatsangehörige
in sein Herkunftsland oder in ein anderes Land, in das er sich
rechtmäßig begeben kann, zurückkehrt.

Artikel 17

(1) Hält der Mitgliedstaat, in dem ein Asylantrag gestellt
wurde, einen anderen Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags
für zuständig, so kann er so bald wie möglich, in jedem Fall
aber innerhalb von drei Monaten nach Einreichung des Antrags
im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 den anderen Mitgliedstaat
ersuchen, den Asylbewerber aufzunehmen.

Wird das Gesuch um Aufnahme eines Antragstellers nicht
innerhalb der Frist von drei Monaten unterbreitet, so ist der
Mitgliedstaat, in dem der Asylantrag gestellt wurde, für die
Prüfung des Asylantrags zuständig.

(2) Der ersuchende Mitgliedstaat kann in Fällen, in denen
der Asylantrag gestellt wurde, nachdem die Einreise oder der
Aufenthalt verweigert wurden, der Betreffende wegen illegalen
Aufenthalts festgenommen wurde, eine Ausweisung angekün-
digt oder vollstreckt wurde oder wenn sich der Asylbewerber in
Gewahrsam befindet, eine dringliche Antwort anfordern.

In dem Gesuch werden die Gründe genannt, die eine dringende
Antwort rechtfertigen, und angegeben, innerhalb welcher Frist
eine Antwort erwartet wird. Diese Frist beträgt mindestens eine
Woche.

(3) In beiden Fällen ist für das Gesuch um Aufnahme durch
einen anderen Mitgliedstaat ein Musterformblatt zu verwenden,
das Beweismittel oder Indizien gemäß den beiden in Artikel 18
Absatz 3 genannten Verzeichnissen und/oder sachdienliche
Angaben aus der Erklärung des Asylbewerbers enthalten muss,
anhand deren die Behörden des ersuchten Mitgliedstaats prüfen
können, ob ihr Staat gemäß den in dieser Verordnung defi-
nierten Kriterien zuständig ist.

Die Vorschriften für die Erstellung und die Modalitäten zur
Übermittlung der Gesuche werden nach dem Verfahren gemäß
Artikel 27 Absatz 2 erlassen.

Artikel 18

(1) Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt die erforderlichen
Überprüfungen vor und entscheidet über das Gesuch um
Aufnahme eines Antragstellers innerhalb von zwei Monaten,
nachdem er mit dem Gesuch befasst wurde.

(2) In dem in dieser Verordnung geregelten Verfahren zur
Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines
Asylantrags zuständig ist, werden Beweismittel und Indizien
verwendet.
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(3) Entsprechend dem Verfahren gemäß Artikel 27 Absatz 2
werden zwei Verzeichnisse erstellt und regelmäßig überprüft,
wobei die Beweismittel und Indizien nach folgenden Kriterien
angegeben werden:

a) Beweismittel:
i) Hierunter fallen förmliche Beweismittel, die insoweit

über die Zuständigkeit nach dieser Verordnung
entscheiden, als sie nicht durch Gegenbeweise widerlegt
werden.

ii) Die Mitgliedstaaten stellen dem in Artikel 27 vorgese-
henen Ausschuss nach Maßgabe der im Verzeichnis der
förmlichen Beweismittel festgelegten Klassifizierung
Muster der verschiedenen Arten der von ihren Verwal-
tungen verwendeten Dokumente zur Verfügung.

b) Indizien:
i) Hierunter fallen einzelne Anhaltspunkte, die, obwohl sie

anfechtbar sind, in einigen Fällen nach der ihnen zugebil-
ligten Beweiskraft ausreichen können.

ii) Ihre Beweiskraft hinsichtlich der Zuständigkeit für die
Prüfung des Asylantrags wird von Fall zu Fall bewertet.

(4) Das Beweiserfordernis sollte nicht über das für die
ordnungsgemäße Anwendung dieser Verordnung erforderliche
Maß hinausgehen.

(5) Liegen keine förmlichen Beweismittel vor, erkennt der
ersuchte Mitgliedstaat seine Zuständigkeit an, wenn die Indizien
kohärent, nachprüfbar und hinreichend detailliert sind, um die
Zuständigkeit zu begründen.

(6) Beruft sich der ersuchende Mitgliedstaat auf das Dring-
lichkeitsverfahren gemäß Artikel 17 Absatz 2, so unternimmt
der ersuchte Mitgliedstaat alle Anstrengungen, um sich an die
vorgegebene Frist zu halten. In Ausnahmefällen, in denen nach-
gewiesen werden kann, dass die Prüfung eines Gesuchs um
Aufnahme eines Antragstellers besonders kompliziert ist, kann
der ersuchte Mitgliedstaat die Antwort nach Ablauf der vorge-
gebenen Frist erteilen; in jedem Fall ist die Antwort jedoch
innerhalb eines Monats zu erteilen. In derartigen Fällen muss
der ersuchte Mitgliedstaat seine Entscheidung, die Antwort zu
einem späteren Zeitpunkt zu erteilen, dem ersuchenden
Mitgliedstaat innerhalb der ursprünglich gesetzten Frist
mitteilen.

(7) Wird innerhalb der Frist von zwei Monaten gemäß
Absatz 1 bzw. der Frist von einem Monat gemäß Absatz 6
keine Antwort erteilt, ist davon auszugehen, dass dem Aufnah-
megesuch stattgegeben wird, was die Verpflichtung nach sich
zieht, die Person aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen
für die Ankunft zu treffen.

Artikel 19

(1) Stimmt der ersuchte Mitgliedstaat der Aufnahme eines
Antragstellers zu, so teilt der Mitgliedstaat, in dem der Asyl-
antrag eingereicht wurde, dem Antragsteller die Entscheidung,
den Asylantrag nicht zu prüfen, sowie die Verpflichtung, den
Antragsteller an den zuständigen Mitgliedstaat zu überstellen,
mit.

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 ist zu begründen. Die
Frist für die Durchführung der Überstellung ist anzugeben, und
gegebenenfalls der Zeitpunkt und der Ort zu nennen, zu dem
bzw. an dem sich der Antragsteller zu melden hat, wenn er sich
auf eigene Initiative in den zuständigen Mitgliedstaat begibt.
Gegen die Entscheidung kann ein Rechtsbehelf eingelegt
werden. Ein gegen die Entscheidung eingelegter Rechtsbehelf

hat keine aufschiebende Wirkung für die Durchführung der
Überstellung, es sei denn, die Gerichte oder zuständigen Stellen
entscheiden im Einzelfall nach Maßgabe ihres innerstaatlichen
Rechts anders, wenn es nach ihrem innerstaatlichen Recht
zulässig ist.

(3) Die Überstellung des Antragstellers von dem Mitglied-
staat, in dem der Asylantrag gestellt wurde, in den zuständigen
Mitgliedstaat erfolgt gemäß den nationalen Rechtsvorschriften
des ersteren Mitgliedstaats nach Abstimmung zwischen den
beteiligten Mitgliedstaaten, sobald dies materiell möglich ist
und spätestens innerhalb einer Frist von sechs Monaten ab der
Annahme des Antrags auf Aufnahme oder der Entscheidung
über den Rechtsbehelf, wenn dieser aufschiebende Wirkung
hat.

Erforderlichenfalls stellt der ersuchende Mitgliedstaat dem Asyl-
bewerber ein Laissez-passer nach dem Muster aus, das gemäß
dem Verfahren nach Artikel 27 Absatz 2 festgelegt wird.

Der zuständige Mitgliedstaat teilt dem ersuchenden Mitglied-
staat gegebenenfalls mit, dass der Asylbewerber eingetroffen ist
bzw. dass er sich nicht innerhalb der vorgegebenen Frist
gemeldet hat.

(4) Wird die Überstellung nicht innerhalb der Frist von sechs
Monaten durchgeführt, geht die Zuständigkeit auf den Mitglied-
staat über, in dem der Asylantrag eingereicht wurde. Diese Frist
kann höchstens auf ein Jahr verlängert werden, wenn die
Überstellung aufgrund der Inhaftierung des Asylbewerbers nicht
erfolgen konnte, oder höchstens auf achtzehn Monate, wenn
der Asylbewerber flüchtig ist.

(5) Ergänzende Vorschriften zur Durchführung von
Überstellungen können gemäß dem Verfahren nach Artikel 27
Absatz 2 erlassen werden.

Artikel 20

(1) Gemäß Artikel 4 Absatz 5 und Artikel 16 Absatz 1
Buchstaben c), d) und e) wird ein Asylbewerber nach folgenden
Modalitäten wieder aufgenommen:

a) das Wiederaufnahmegesuch muss Hinweise enthalten, aus
denen der ersuchte Mitgliedstaat entnehmen kann, dass er
zuständig ist;

b) der Mitgliedstaat, der um Wiederaufnahme des Asylbewer-
bers ersucht wird, muss die erforderlichen Überprüfungen
vornehmen und den Antrag so rasch wie möglich und unter
keinen Umstände später als einen Monat, nachdem er damit
befasst wurde, beantworten. Stützt sich der Antrag auf
Angaben aus dem Eurodac-System, verkürzt sich diese Frist
auf zwei Wochen;

c) erteilt der ersuchte Mitgliedstaat innerhalb der Frist von
einem Monat bzw. der Frist von zwei Wochen gemäß Buch-
stabe b) keine Antwort, so wird davon ausgegangen, dass er
die Wiederaufnahme des Asylbewerbers akzeptiert;

d) ein Mitgliedstaat, der die Wiederaufnahme akzeptiert, muss
den Asylbewerber in seinem Hoheitsgebiet wieder
aufnehmen. Die Überstellung erfolgt gemäß den einzelstaat-
lichen Rechtsvorschriften des ersuchenden Mitgliedstaats
nach Abstimmung zwischen den beteiligten Mitgliedstaaten,
sobald dies materiell möglich ist und spätestens innerhalb
einer Frist von sechs Monaten nach der Annahme des
Antrags auf Wiederaufnahme durch einen anderen Mitglied-
staat oder der Entscheidung über den Rechtsbehelf, wenn
dieser aufschiebende Wirkung hat;
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e) der ersuchende Mitgliedstaat teilt dem Asylbewerber die
Entscheidung des zuständigen Mitgliedstaats über seine
Wiederaufnahme mit. Diese Entscheidung ist zu begründen.
Die Frist für die Durchführung der Überstellung ist anzu-
geben und gegebenenfalls der Ort und der Zeitpunkt zu
nennen, an dem bzw. zu dem sich der Asylbewerber zu
melden hat, wenn er sich auf eigene Initiative in den
zuständigen Mitgliedstaat begibt. Gegen die Entscheidung
kann ein Rechtsbehelf eingelegt werden. Ein gegen diese
Entscheidung eingelegter Rechtsbehelf hat keine aufschie-
bende Wirkung für die Durchführung der Überstellung, es
sei denn, die Gerichte oder zuständigen Stellen entscheiden
im Einzelfall nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts
anders, wenn es nach ihrem innerstaatlichen Recht zulässig
ist.

Erforderlichenfalls stellt der ersuchende Mitgliedstaat dem
Asylbewerber ein Laissez-passer nach dem Muster aus, das
gemäß dem Verfahren nach Artikel 27 Absatz 2 festgelegt
wird.

Der zuständige Mitgliedstaat teilt dem ersuchenden Mitglied-
staat gegebenenfalls mit, dass der Asylbewerber eingetroffen
ist bzw. dass er sich nicht innerhalb der vorgegebenen
Fristen gemeldet hat.

(2) Wird die Überstellung nicht innerhalb der Frist von sechs
Monaten durchgeführt, so geht die Zuständigkeit auf den
Mitgliedstaat über, in dem der Asylantrag eingereicht wurde.
Diese Frist kann höchstens auf ein Jahr verlängert werden,
wenn die Überstellung oder die Prüfung des Antrags aufgrund
der Inhaftierung des Asylbewerbers nicht erfolgen konnte, oder
höchstens auf achtzehn Monate, wenn der Asylbewerber
flüchtig ist.

(3) Die Vorschriften über die Beweismittel und Indizien und
deren Auslegung sowie die Modalitäten für das Stellen und
Übermitteln von Gesuchen werden gemäß dem Verfahren nach
Artikel 27 Absatz 2 erlassen.

(4) Ergänzende Vorschriften für die Durchführung von
Überstellungen können nach dem Verfahren gemäß Artikel 27
Absatz 2 erlassen werden.

KAPITEL VI

VERWALTUNGSKOOPERATION

Artikel 21

(1) Jeder Mitgliedstaat übermittelt jedem Mitgliedstaat, der
dies beantragt, personenbezogene Daten über den Asylbe-
werber, die sachdienlich und relevant sind und nicht über das
erforderliche Maß hinausgehen, für

a) die Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung des
Asylantrags zuständig ist;

b) die Prüfung des Asylantrags;

c) die Erfüllung aller Verpflichtungen aus dieser Verordnung.

(2) Die Informationen nach Absatz 1 dürfen nur Folgendes
betreffen:

a) die Personalien des Antragstellers und gegebenenfalls seiner
Familienangehörigen (Name, Vorname — gegebenenfalls
früherer Name — Beiname oder Pseudonyme, derzeitige
und frühere Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum und -ort);

b) den Personalausweis oder den Reisepass (Nummer, Gültig-
keitsdauer, Ausstellungsdatum, ausstellende Behörde,
Ausstellungsort usw.);

c) sonstige zur Identifizierung des Antragstellers erforderliche
Angaben, einschließlich Fingerabdrücken, die gemäß den
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000
gehandhabt werden;

d) die Aufenthaltsorte und die Reisewege;

e) die Aufenthaltstitel oder die durch einen Mitgliedstaat
erteilten Visa;

f) den Ort der Einreichung des Antrags;

g) das Datum der Einreichung eines früheren Asylantrags, das
Datum der Einreichung des jetzigen Antrags, den Stand des
Verfahrens und den Tenor der gegebenenfalls getroffenen
Entscheidung.

(3) Soweit dies zur Prüfung des Asylantrags erforderlich ist,
kann der zuständige Mitgliedstaat außerdem einen anderen
Mitgliedstaat ersuchen, ihm die Gründe, die der Asylbewerber
zur Stützung seines Antrags angeführt hat, und gegebenenfalls
die Gründe für die bezüglich seines Antrags getroffene
Entscheidung mitzuteilen. Der ersuchte Mitgliedstaat kann eine
Beantwortung des Ersuchens ablehnen, wenn die Mitteilung
dieser Informationen wichtige Interessen des Mitgliedstaats oder
den Schutz der Grundrechte und -freiheiten der betroffenen
oder anderer Personen gefährden kann. Zur Erteilung dieser
Auskünfte ist auf jeden Fall die schriftliche Zustimmung des
Asylbewerbers einzuholen.

(4) Jedes Informationsersuchen ist zu begründen und sofern
es darauf abzielt, ein Kriterium zu überprüfen, das die
Zuständigkeit des um Auskunft ersuchten Mitgliedstaats nach
sich ziehen kann, ist anzugeben, auf welches Indiz — auch
einschlägige Informationen aus zuverlässigen Quellen über die
Modalitäten der Einreise von Asylbewerbern in die Hoheitsge-
biete der Mitgliedstaaten — oder auf welchen einschlägigen
und nachprüfbaren Sachverhalt der Erklärungen des Asylbewer-
bers es sich stützt. Es besteht Einverständnis darüber, dass
solche einschlägigen Informationen aus zuverlässigen Quellen
für sich genommen nicht ausreichen, um die Zuständigkeit
eines Mitgliedstaats gemäß dieser Verordnung zu bestimmen,
dass sie aber bei der Bewertung anderer Hinweise zu dem
einzelnen Asylbewerber hilfreich sein können.

(5) Der ersuchte Mitgliedstaat ist gehalten, innerhalb einer
Frist von sechs Wochen zu antworten.

(6) Der Informationsaustausch erfolgt auf Antrag eines
Mitgliedstaats und kann nur zwischen den Behörden statt-
finden, deren Benennung von jedem Mitgliedstaat der Kommis-
sion mitgeteilt wurde, die ihrerseits die anderen Mitgliedstaaten
davon in Kenntnis gesetzt hat.

(7) Die übermittelten Informationen dürfen nur zu den in
Absatz 1 vorgesehenen Zwecken verwendet werden. Die Infor-
mationen dürfen in jedem Mitgliedstaat je nach Art und
Zuständigkeit der die Information erhaltenden Behörde nur den
Behörden und Gerichten übermittelt werden, die beauftragt
sind,

a) den Mitgliedstaat zu bestimmen, der für die Prüfung des
Asylantrags zuständig ist;

b) den Asylantrag zu prüfen;

c) alle Verpflichtungen aus dieser Verordnung zu erfüllen.
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(8) Der Mitgliedstaat, der die Daten übermittelt, sorgt für
deren Richtigkeit und Aktualität. Zeigt sich, dass dieser
Mitgliedstaat unrichtige Daten oder Daten übermittelt hat, die
nicht hätten übermittelt werden dürfen, werden die Empfänger-
mitgliedstaaten unverzüglich darüber informiert. Sie sind
gehalten, diese Informationen zu berichtigen oder zu löschen.

(9) Ein Asylbewerber hat das Recht, sich auf Antrag die über
seine Person erfassten Daten mitteilen zu lassen.

Stellt er fest, dass bei der Verarbeitung dieser Informationen
gegen die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung oder
der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Datenverkehr (1) verstoßen wurde, insbesondere weil die
Angaben unvollständig oder unrichtig sind, hat er das Recht
auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung.

Die Behörde, die die Berichtigung, Löschung oder Sperrung der
Daten vornimmt, informiert hierüber den Mitgliedstaat, der die
Informationen erteilt bzw. erhalten hat.

(10) In jedem betroffenen Mitgliedstaat werden die Weiter-
gabe und der Erhalt der ausgetauschten Informationen in der
Akte der betroffenen Person und/oder in einem Register
vermerkt.

(11) Die ausgetauschten Daten werden nur so lange aufbe-
wahrt, wie dies zur Erreichung der mit dem Austausch der
Daten verfolgten Ziele notwendig ist.

(12) Soweit die Daten nicht automatisiert oder in einer Datei
gespeichert sind bzw. gespeichert werden sollen, hat jeder
Mitgliedstaat geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die
Einhaltung dieses Artikels durch wirksame Kontrollen zu
gewährleisten.

Artikel 22

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die für die
Durchführung dieser Verordnung zuständigen Behörden mit
und tragen dafür Sorge, dass diese Behörden über die nötigen
Mittel verfügen, um ihre Aufgabe zu erfüllen und insbesondere
die Informationsersuchen sowie die Gesuche auf Aufnahme
bzw. Wiederaufnahme von Asylbewerbern innerhalb der vorge-
gebenen Fristen zu beantworten.

(2) Vorschriften über die Einrichtung gesicherter elektroni-
scher Übermittlungskanäle zwischen den Behörden nach Absatz
1 für die Übermittlung von Gesuchen und zur Gewährleistung,
dass die Absender automatisch einen elektronischen Übermitt-
lungsnachweis erhalten, werden gemäß dem Verfahren nach
Artikel 27 Absatz 2 festgelegt.

Artikel 23

(1) Die Mitgliedstaaten können untereinander bilaterale
Verwaltungsvereinbarungen bezüglich der praktischen Modali-
täten der Durchführung dieser Verordnung treffen, um deren
Anwendung zu erleichtern und die Effizienz zu erhöhen. Diese
Vereinbarungen können Folgendes betreffen:

a) den Austausch von Verbindungsbeamten;

b) die Vereinfachung der Verfahren und die Verkürzung der
Fristen für die Übermittlung und Prüfung von Gesuchen zur
Aufnahme bzw. Wiederaufnahme von Asylbewerbern.

(2) Die Vereinbarungen gemäß Absatz 1 werden der
Kommission mitgeteilt. Die Kommission vergewissert sich, dass
die Vereinbarungen nach Absatz 1 Buchstabe b) den Bestim-
mungen dieser Verordnung nicht zuwiderlaufen.

KAPITEL VII

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 24

(1) Diese Verordnung ersetzt das am 15. Juni 1990 in
Dublin unterzeichnete Übereinkommen über die Bestimmung
des zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaften gestellten Asylantrags
(Dubliner Übereinkommen).

(2) Zur Sicherung der Kontinuität bei der Bestimmung des
für den Asylantrag zuständigen Mitgliedstaats, wenn der
Asylantrag nach dem in Artikel 29 Absatz 2 genannten Datum
gestellt wurde, werden Sachverhalte, die die Zuständigkeit eines
Mitgliedstaats gemäß dieser Verordnung nach sich ziehen
können, auch berücksichtigt, wenn sie aus der Zeit davor
datieren, mit Ausnahme der in Artikel 10 Absatz 2 genannten
Sachverhalte.

(3) Wird in der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 auf das
Dubliner Übereinkommen verwiesen, ist dieser Verweis als
Bezugnahme auf die vorliegende Verordnung zu verstehen.

Artikel 25

(1) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Fristen werden
wie folgt berechnet:

a) Ist für den Anfang einer nach Tagen, Wochen oder Monaten
bemessenen Frist der Zeitpunkt maßgebend, zu dem ein
Ereignis eintritt oder eine Handlung vorgenommen wird, so
wird bei der Berechnung dieser Frist der Tag, auf den das
Ereignis oder die Handlung fällt, nicht mitgerechnet.

b) Eine nach Wochen oder Monaten bemessene Frist endet mit
Ablauf des Tages, der in der letzten Woche oder im letzten
Monat dieselbe Bezeichnung oder dieselbe Zahl wie der Tag
trägt, an dem das Ereignis eingetreten oder die Handlung
vorgenommen worden ist, von denen an die Frist zu
berechnen ist. Fehlt bei einer nach Monaten bemessenen
Frist im letzten Monat der für ihren Ablauf maßgebende
Tag, so endet die Frist mit Ablauf des letzten Tages dieses
Monats.

c) Eine Frist umfasst die Samstage, die Sonntage und alle
gesetzlichen Feiertage in jedem der betroffenen Mitglied-
staaten.

(2) Gesuche und Antworten werden unter Verwendung von
Verfahren übermittelt, bei denen der Nachweis des Empfangs
gewährleistet ist.
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Artikel 26

Für die Französische Republik gilt diese Verordnung nur für ihr
europäisches Hoheitsgebiet.

Artikel 27

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 28

Spätestens drei Jahre nach dem in Artikel 29 Absatz 1
genannten Datum erstattet die Kommission dem Europäischen
Parlament und dem Rat Bericht über die Durchführung der
Verordnung und schlägt gegebenenfalls die erforderlichen

Änderungen vor. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommis-
sion spätestens sechs Monate vor diesem Datum alle für die
Erstellung dieses Berichts sachdienlichen Informationen.

Nach Vorlage dieses Berichts legt die Kommission dem Europäi-
schen Parlament und dem Rat den Bericht über die Durchfüh-
rung dieser Verordnung gleichzeitig mit den in Artikel 24
Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 vorgesehenen
Berichten über die Anwendung des Eurodac-Systems vor.

Artikel 29

Diese Verordnung tritt 20 Tage nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Die Verordnung ist auf Asylanträge anwendbar, die ab dem
ersten Tag des sechsten Monats nach ihrem Inkrafttreten
gestellt werden und gilt — ungeachtet des Zeitpunkts der Stel-
lung des Antrags — ab diesem Zeitpunkt für alle Gesuche um
Aufnahme oder Wiederaufnahme von Asylbewerbern. Für
einen Asylantrag, der vor diesem Datum eingereicht wird,
erfolgt die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats nach
den Kriterien des Dubliner Übereinkommens.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
N. CHRISTODOULAKIS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 344/2003 DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. Februar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Februar 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 24. Februar 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 74,5
204 51,7
212 129,8
999 85,3

0707 00 05 052 144,2
204 49,4
220 221,4
999 138,3

0709 10 00 220 87,3
999 87,3

0709 90 70 052 139,9
204 237,3
999 188,6

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 52,3
204 43,7
212 53,4
220 43,8
624 68,6
999 52,4

0805 20 10 204 98,8
999 98,8

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 59,5
204 107,3
220 41,9
464 129,2
600 85,2
624 82,9
999 84,3

0805 50 10 052 50,3
600 71,9
999 61,1

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 039 115,6
388 126,2
400 89,3
404 96,8
512 89,0
528 103,8
720 98,0
728 121,0
999 105,0

0808 20 50 388 79,4
400 110,1
512 71,5
528 72,9
720 56,7
999 78,1

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 345/2003 DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2003

zur Eröffnung eines präferenziellen Zollkontingents für die Einfuhr von Rohrrohzucker mit
Ursprung in den AKP-Staaten zur Versorgung der gemeinschaftlichen Raffinerien im Zeitraum

vom 1. März 2003 bis 30. Juni 2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 23 Absatz 2 und
Artikel 39 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
wird in den Wirtschaftsjahren 2001/02 bis 2005/06 im
Hinblick auf die angemessene Versorgung der gemein-
schaftlichen Raffinerien bei der Einfuhr von rohem
Rohrzucker aus den Staaten, mit denen die Gemeinschaft
Lieferabkommen zu Präferenzbedingungen geschlossen
hat, ein besonderer verringerter Zollsatz erhoben. Bisher
wurden solche Abkommen im Wege des Beschlusses
2001/870/EG des Rates (3) lediglich mit den AKP-Unter-
zeichnerstaaten des Protokolls Nr. 3 betreffend AKP-
Zucker in Anhang V des AKP-EG-Partnerschaftsabkom-
mens sowie mit der Republik Indien geschlossen.

(2) Die für Sonderpräferenzzucker geltenden Einfuhrmengen
werden gemäß dem vorgenannten Artikel 39 anhand
einer gemeinschaftlichen Vorbilanz für jedes Wirtschafts-
jahr festgesetzt. Aufgrund dieser Vorbilanz hat es sich als
notwendig erwiesen, Rohzucker einzuführen und
nunmehr für das Wirtschaftsjahr 2002/03 Zollkontin-
gente mit besonderem verringertem Zollsatz gemäß den
vorgenannten Abkommen zu eröffnen, um den Bedarf
der gemeinschaftlichen Raffinerien während eines Teils
dieses Wirtschaftsjahrs zu decken. Mit der Verordnung
(EG) Nr. 1096/2002 der Kommission (4) sind somit Zoll-
kontingente für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 28.
Februar 2003 eröffnet worden. Da die Vorbilanzen für
die Erzeugung von Rohrrohzucker für das Wirtschafts-
jahr 2002/03 jetzt vorliegen, ist ein Zollkontingent für
den zweiten Teil des Wirtschaftsjahres zu eröffnen.
Aufgrund des nach Mitgliedstaaten festgesetzten ange-
nommenen Raffinationshöchstbedarfs und der sich aus
der Vorbilanz ergebenden Fehlmenge sind für jeden
Raffinationsmitgliedstaat Einfuhrgenehmigungen für den
Zeitraum vom 1. März bis 30. Juni 2003 vorzusehen.

(3) Die mit dem Beschluss 2001/870/EG geschlossenen
Abkommen verpflichten die betreffenden Raffinerien zur
Zahlung eines Mindestankaufspreises in Höhe des Garan-

tiepreises für Rohzucker, abzüglich der für das betref-
fende Wirtschaftsjahr festgesetzten Anpassungsbeihilfe.
Dieser Mindestpreis ist somit aufgrund der für das Wirt-
schaftsjahr 2002/03 vorliegenden Daten festzusetzen.

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 2513/2001 der Kommission
vom 20. Dezember 2001 mit Durchführungsvorschriften
für die Einfuhr von zur Raffination bestimmtem Rohr-
rohzucker, für den im Rahmen von Präferenzabkommen
Zollkontingente eröffnet wurden (5), muss für das neue
Kontingent gelten.

(5) Um Versorgungsengpässen vorzubeugen, sind die betref-
fenden Mitgliedstaaten zu ermächtigen, für die im
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1096/2002 einzufüh-
renden Mengen, für die bis 1. März 2003 keine Einfuhr-
lizenzen beantragt wurden, die entsprechenden Lizenzen
nach diesem Zeitpunkt im Laufe des Wirtschaftsjahres
2002/03 auszustellen.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für den Zeitraum vom 1. März bis 30. Juni 2003 wird nach
Maßgabe des Beschlusses 2001/870/EG für die Einfuhr von zur
Raffination bestimmtem Rohrrohzucker des KN-Codes
1701 11 10 ein Zollkontingent von 33 798 Tonnen Weiß-
zuckeräquivalent mit Ursprung in den betreffenden AKP-
Staaten eröffnet.

Dieses Zollkontingent trägt die laufende Nummer 09.4097.

Artikel 2

(1) Für die Einfuhr der in Artikel 1 genannten Menge gilt ein
verringerter Sonderzollsatz von 0 EUR je 100 kg Rohzucker
in Standardqualität.

(2) Der von den gemeinschaftlichen Raffinerien zu zahlende
Mindestankaufspreis wird für den in Artikel 1 genannten Zeit-
raum auf 49,68 EUR je 100 kg Rohzucker in Standardqualität
festgesetzt.
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Artikel 3

Im Rahmen des in Artikel 1 festgesetzten Kontingents und zu
den Bedingungen von Artikel 2 können die Mitgliedstaaten
Einfuhrlizenzen für folgende in Weißzuckeräquivalent ausge-
drückte Mengen erteilen:

a) Finnland: 10 713 Tonnen,

b) Frankreich (Mutterland): 5 126 Tonnen,

c) Portugal (Festland): 13 082 Tonnen,

d) Vereinigtes Königreich: 4 876 Tonnen.

Artikel 4

Die Verordnung (EG) Nr. 2513/2001 gilt für das mit der vorlie-
genden Verordnung eröffnete Zollkontingent.

Artikel 5

Die in Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1096/2002
genannten Mitgliedstaaten sind ermächtigt, für die in demselben
Artikel aufgeführten Mengen, für die vor dem 1. März 2003
keine Einfuhrlizenzen beantragt wurden, bis zum 30. Juni
2003 solche Lizenzen für die Einfuhr und Raffination auszu-
stellen.

Artikel 6

Diese Verordnung tritt am 1. März 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Februar 2003

Für die Kommission
Frederik BOLKESTEIN

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 346/2003 DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2003

zur Eröffnung einer Dauerausschreibung über den Wiederverkauf auf dem Gemeinschaftsmarkt
von Reis aus Beständen der französischen Interventionsstelle zur Verwendung in der

Tierernährung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
411/2002 der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 8 Buch-
stabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 75/91 der Kommis-
sion vom 11. Januar 1991 zur Festlegung des Verfahrens
und der Bedingungen für die Abgabe von Rohreis durch
die Interventionsstellen (3) erfolgt der Verkauf von Reis
aus Beständen der Interventionsstellen im Wege der
Ausschreibung und zu Preisbedingungen, die es ermögli-
chen, Marktstörungen zu vermeiden.

(2) Frankreich verfügt über Interventionsbestände an
Rohreis aus Ernten vor 1999, deren Qualität bei einer
weiteren Lagerung leiden könnte.

(3) Der Absatz dieses Reises auf den traditionellen Gemein-
schaftsmärkten würde — bei der derzeitigen Erzeugungs-
lage und vor dem Hintergrund der Einfuhrzugeständnisse
für Reis im Rahmen internationaler Übereinkommen —
unwillkürlich die Einlagerung einer entsprechenden
Menge zur Folge haben, was vermieden werden muss.

(4) Dieser Reis könnte unter besonderen Bedingungen im
Futtermittelsektor abgesetzt werden.

(5) Um die Einhaltung der vorgesehenen Verwendung zu
gewährleisten, sollten besondere Kontrollen vorgesehen
und der Zuschlagsempfänger verpflichtet werden, eine
Sicherheit zu leisten, die nur unter bestimmten Bedin-
gungen freigegeben wird.

(6) Die Verpflichtungen, die die Bieter eingehen, müssen als
Hauptpflichten im Sinne der Verordnung (EWG) Nr.
2220/85 der Kommission vom 22. Juli 1985 mit
gemeinsamen Durchführungsbestimmungen zur Rege-
lung der Sicherheiten für landwirtschaftliche Erzeug-
nisse (4), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1932/1999 (5), gelten.

(7) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 3002/92 der Kommis-
sion (6), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
770/96 (7), sind gemeinsame Durchführungsbestim-
mungen für die Überwachung der Verwendung von
Erzeugnissen aus den Beständen der Interventionsstellen
festgelegt worden. Es sollten unter anderem Verfahren
zur Rückverfolgbarkeit der Erzeugnisse für die Tier-
ernährung vorgesehen werden.

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die französische Interventionsstelle bietet im Wege der
Dauerausschreibung auf dem gemeinschaftlichen Binnenmarkt
eine Menge Reis gemäß Anhang I aus der Ernte 1998 zum
Zweck der Verwendung in Zubereitungen von der zur Fütte-
rung verwendeten Art (KN-Code 2309) zum Verkauf an.

Artikel 2

(1) Der Verkauf gemäß Artikel 1 findet gemäß den Bedin-
gungen der Verordnung (EWG) Nr. 75/91 statt.

Abweichend von Artikel 5 der genannten Verordnung gilt
jedoch Folgendes:

a) die Angebote beziehen sich auf die tatsächliche Qualität der
Partie, für die geboten wird;

b) der Mindestverkaufspreis wird so festgesetzt, dass der inner-
gemeinschaftliche Getreidemarkt nicht gestört wird.

(2) Die Bieter gehen folgende Verpflichtung ein:

a) wenn es sich beim Bieter um einen Futtermittelhersteller
handelt:

— den Reis, für den er den Zuschlag erhalten hat, außer im
Falle höherer Gewalt spätestens innerhalb von drei
Monaten ab dem Datum des Zuschlags in Futtermitteln
zu verwenden;

— unverzüglich und unter der Kontrolle der zuständigen
Behörden an einem mit deren Einverständnis festge-
legten Ort die Behandlungen gemäß Anhang II oder
Anhang III durchzuführen und dabei die Kontrolle der
Verwendung des Reises und die Rückverfolgbarkeit der
Erzeugnisse zu gewährleisten;

25.2.2003 L 50/15Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 62 vom 5.3.2002, S. 27.
(3) ABl. L 9 vom 12.1.1991, S. 15.
(4) ABl. L 205 vom 3.8.1985, S. 5.
(5) ABl. L 240 vom 10.9.1999, S. 11.

(6) ABl. L 301 vom 17.10.1992, S. 17.
(7) ABl. L 104 vom 27.4.1996, S. 13.



b) wenn es sich beim Bieter um eine Reismühle handelt:
— den Reis, für den er den Zuschlag erhalten hat, spä-

testens innerhalb von zwei Monaten ab dem Datum des
Zuschlags den Behandlungen gemäß Anhang III zu
unterziehen;

— dieses Erzeugnis außer im Fall höherer Gewalt innerhalb
von vier Monaten ab dem Datum des Zuschlags Futter-
mitteln beimischen zu lassen;

c) die Kosten für die Verarbeitung der Erzeugnisse und ihre
Behandlungen zu übernehmen;

d) eine Bestandsbuchhaltung zu führen, die es ermöglicht zu
prüfen, ob seine Verpflichtungen eingehalten wurden.

Artikel 3

(1) Die französische Interventionsstelle veröffentlicht
mindestens acht Tage vor dem Ablauf der ersten Frist für die
Einreichung von Angeboten eine Ausschreibungsbekanntma-
chung. Diese Ausschreibungsbekanntmachung und alle darin
vorgenommenen Änderungen werden der Kommission vor
ihrer Veröffentlichung übermittelt.

(2) Die Ausschreibungsbekanntmachung enthält Folgendes:

a) die zusätzlichen Vertragsklauseln und -bedingungen in
Übereinstimmung mit der vorliegenden Verordnung;

b) den Lagerort sowie Name und Anschrift des Lagerhalters;

c) die Angabe der für die Kontrolle des Vorgangs zuständigen
Behörden;

d) die bei Ankauf durch die Interventionsstelle oder späteren
Kontrollen festgestellten wesentlichen physikalischen und
technischen Eigenschaften der verschiedenen Partien.

(3) Die französische Interventionsstelle trifft alle notwen-
digen Vorkehrungen, um es den Interessierten zu ermöglichen,
vor Einreichung der Angebote die Qualität des zum Verkauf
stehenden Reises zu prüfen.

Artikel 4

(1) Die Angebote sind nur gültig, wenn sie von folgenden
Unterlagen begleitet sind:

a) dem Nachweis, dass der Bieter eine Sicherheit von 15 EUR
je Tonne geleistet hat;

b) dem Nachweis, dass es sich beim Bieter um einen Futtermit-
telhersteller oder eine Reismühle handelt;

c) der schriftlichen Verpflichtung des Bieters, spätestens zwei
Arbeitstage nach Erhalt der Zuschlagsbestätigung eine
Sicherheit zu leisten, die der Differenz zwischen dem Inter-
ventionspreis für Rohreis am Tag des Angebots, erhöht um
15 EUR, und dem Angebotspreis für eine Tonne Reis
entspricht.

(2) Die einmal eingereichten Angebote können weder
geändert noch zurückgenommen werden.

Artikel 5

(1) Die Frist für die Angebote im Rahmen der ersten Teilaus-
schreibung wird auf den 5. März 2003, 12.00 Uhr (Brüsseler
Zeit) festgesetzt.

(2) Die Angebote für die folgenden Teilausschreibungen
können jeweils bis Mittwoch, 12.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
reicht werden, mit Ausnahme von Mittwoch dem 16. April
und dem 30. April 2003.

(3) Die Angebotsfrist für die letzte Teilausschreibung läuft
am 21. Mai 2003, 12.00 Uhr (Brüsseler Zeit) aus.

Die Angebote sind bei der französischen Interventionsstelle
einzureichen:

Office national interprofessionnel des céréales (ONIC)
Service Intervention
21, av. Bosquet
F-75341 Paris Cedex 07
Telefon (33-1) 44 18 21 87
Telefax (33-1) 44 18 20 80.

Artikel 6

Die französische Interventionsstelle teilt der Kommission spä-
testens vor 10.00 Uhr (Brüsseler Zeit) am Donnerstag nach
Ablauf der Einreichungsfrist die eingegangenen Angebote mit.
Diese Angebote müssen gemäß dem Formular in Anhang IV an
die in Anhang V angegebenen Nummern übermittelt werden.
Die Informationen über die nicht zugelassenen Angebote
werden zusammen mit den Gründen für die Ablehnung
getrennt übermittelt.

Artikel 7

Die Kommission setzt den Mindestverkaufspreis fest oder
beschließt, die Angebote nicht zu berücksichtigen. Sie
entscheidet nach dem Verfahren des Artikels 22 der Verord-
nung (EG) Nr. 3072/95.

Artikel 8

Die Interventionsstelle unterrichtet unverzüglich alle Bieter
vom Ergebnis ihrer Beteiligung an der Ausschreibung.

Außerdem übersendet sie den Zuschlagsempfängern innerhalb
von drei Arbeitstagen nach Übermittlung der Informationen
gemäß Absatz 1 entweder per Einschreiben oder fernschriftlich
eine Zuschlagserklärung.

Artikel 9

Der Zuschlagsempfänger führt die Zahlung vor der Übernahme
des Reises durch, spätestens jedoch innerhalb eines Monats ab
dem Datum der Übersendung der Erklärung gemäß Artikel 8
Absatz 2. Die Risiken und Lagerkosten für den innerhalb der
Zahlungsfrist nicht abgeholten Reis gehen zu Lasten des
Zuschlagsempfängers.

Nach Ablauf der Zahlungsfrist wird zugeschlagener, nicht abge-
holter Reis in jedem Fall als aus der Lagerung genommen
betrachtet.

Hat der Zuschlagsempfänger die Zahlung nicht innerhalb der
Frist gemäß Absatz 1 durchgeführt, so wird der Vertrag von
der Interventionsstelle gegebenenfalls für die nicht bezahlten
Mengen aufgehoben.
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Artikel 10

(1) Die Sicherheit gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c)
wird freigegeben für die Mengen, für die:

a) das Angebot nicht angenommen wurde,

b) die Zahlung des Verkaufspreises innerhalb der festgesetzten
Frist erfolgt ist und die Sicherheit gemäß Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe c) geleistet wurde.

c) Die gesamte Sicherheit wird jedoch freigegeben,
— wenn der Nachweis der Behandlung gemäß Anhang II

erbracht wird und mindestens 95 % des feinen
Bruchreises und/oder der gebrochenen Körner beige-
mischt wurden,

— wenn der Nachweis der Behandlung gemäß Anhang III
erbracht wird und mindestens 95 % des gewonnenen
geschliffenen Reises Mischfuttermitteln beigemischt
wurden.

(2) Die Sicherheit gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c)
wird nach Maßgabe der verwendeten Mengen nur freigegeben,
wenn die Interventionsstelle alle notwendigen Kontrollen
durchgeführt hat um zu prüfen, ob das Erzeugnis unter Einhal-
tung der Bestimmungen der vorliegenden Verordnung seinem
Bestimmungszweck zugeführt wird.

(3) Der Nachweis für die Beimischung des Reises zu Futter-
mitteln gemäß der vorliegenden Verordnung wird nach
Maßgabe der Verordnung (EWG) Nr. 3002/92 erbracht.

Artikel 11

Die Verpflichtung gemäß Artikel 2 Absatz 2 gilt als Haupt-
pflicht im Sinne von Artikel 20 der Verordnung (EWG) Nr.
2220/85.

Artikel 12

Neben den Angaben gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3002/
92 muss das Feld 104 des Kontrollexemplars T 5 eine oder
mehrere der folgenden Angaben enthalten:

— Destinados a la transformación [Reglamento (CE) no 346/
2003]

— Til forarbejdning (forordning (EF) nr. 346/2003)

— Zur Verarbeitung bestimmt (Verordnung (EG) Nr. 346/
2003)

— Προορίζονται για µεταποίηση [Κανονισµός (ΕΚ) αριθ. 346/
2003]

— For processing (Regulation (EC) No 346/2003)

— Destinées à la transformation [règlement (CE) no 346/2003]

— Destinate alla trasformazione [regolamento (CE) n. 346/
2003]

— Bestemd om te worden verwerkt (Verordening (EG) nr.
346/2003)

— Para transformação [Regulamento (CE) n.o 346/2003]

— Tarkoitettu jalostukseen (Asetus (EY) N:o 346/2003)

— För bearbetning (förordning (EG) nr 346/2003)

Artikel 13

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. Februar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

(in Tonnen)

Lagerort Menge

Région Marseille: Arles 740
1 542,040

Région Lyon: Salaise/Sanne 3 843,660

Région Montpellier: Saint Gilles 520

Insgesamt 6 645,700
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ANHANG II

Behandlungen gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a) zweiter Gedankenstrich

Bei der Übernahme muss der Reis folgenden Behandlungen unterzogen werden:

1. Der Rohreis muss geschält und so gebrochen werden, dass — ausgedrückt in Rohreisgewicht — mindestens 77 %
feiner Bruchreis und/oder gebrochene Körner geschälter Reis im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 3073/
95 entstehen.

2. Nach der Verarbeitung muss das gewonnene Erzeugnis (mit Ausnahme der Schalen) mithilfe des Farbstoffs „Patent-
blau V E131“ oder „Brillantsäuregrün BS (Lissamingrün) E142“ gekennzeichnet werden, um identifiziert werden zu
können.

ANHANG III

Behandlungen gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a) zweiter Gedankenstrich und Buchstabe b) erster
Gedankenstrich

1. Der Rohreis muss so verarbeitet werden, dass mindestens 70 % geschliffener Reis, ausgedrückt in Rohreisgewicht,
entstehen.

Der gewonnene geschliffene Reis

— muss einen Prozentsatz ganzer Körner enthalten, der demjenigen der repräsentativen Probe zum Zeitpunkt der
Übernahme des zugeschlagenen Reises entspricht,

— muss dieselben Merkmale aufweisen und zur selben Sorte gehören wie der zugeschlagene Reis.

2. Nach der Verarbeitung muss das gewonnene Erzeugnis mithilfe des Farbstoffs „Patentblau V E131“ oder „Brillant-
säuregrün BS (Lissamingrün) E142“ gekennzeichnet werden, um identifiziert werden zu können.



ANHANG IV

Dauerausschreibung für den Wiederverkauf von rund 6 646 Tonnen Reis aus Beständen der französischen
Interventionsstelle, bestimmt für die Verwendung in der Tierernährung

[Verordnung (EG) Nr. 346/2003]
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ANHANG V

Das Formular in Anhang IV ist der GD AGRI in Brüssel zu übermitteln:

Telefax (32-2) 296 60 21
(32-2) 295 25 15.



II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2003

über eine Finanzhilfe der Gemeinschaft für den Betrieb bestimmter gemeinschaftlicher Referenzla-
boratorien im Bereich des Veterinär- und Gesundheitsrechts (Rückstände) für das Jahr 2003

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 556)

(Nur der niederländische, der französische, der deutsche und der italienische Text sind verbindlich)

(2003/124/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26.
Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 2001/572/EG (2),
insbesondere auf Artikel 28 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Es ist angezeigt, den gemeinschaftlichen Referenzlabora-
torien zur Wahrnehmung der Befugnisse und Aufgaben,
die ihnen mit der Richtlinie 96/23/EG des Rates vom
29. April 1996 über Kontrollmaßnahmen hinsichtlich
bestimmter Stoffe und ihrer Rückstände in lebenden
Tieren und tierischen Erzeugnissen (3) übertragen
wurden, eine Finanzhilfe der Gemeinschaft zu gewähren.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird unter der Voraus-
setzung gewährt, dass die geplanten Maßnahmen effi-
zient ausgeführt werden und die Behörden alle erforder-
lichen Informationen innerhalb der festgesetzten Zeit zur
Verfügung stellen.

(3) Aus Haushaltsgründen sollte die Finanzhilfe der Gemein-
schaft für ein Jahr gewährt werden.

(4) Für die Veranstaltung von jährlich stattfindenden Work-
shops unter der Verantwortung der gemeinschaftlichen
Referenzlaboratorien kann für den gleichen Zeitraum
eine zusätzliche finanzielle Unterstützung gewährt
werden.

(5) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 (4) des Rates werden Veterinär- und Pflanzen-
schutzmaßnahmen, die nach Gemeinschaftsvorschriften
durchgeführt werden, im Rahmen der Abteilung

Garantie des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft finanziert; zur Finanzkon-
trolle sind die Artikel 8 und 9 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 anzuwenden.

(6) Verordnung (EG) Nr. 324/2003 der Kommission (5) legt
die zuschussfähigen Ausgaben der gemeinschaftlichen
Referenzlaboratorien, die gemäß Artikel 28 der Entschei-
dung 90/424/EWG eine Finanzhilfe erhalten, sowie die
Verfahren zur Vorlage von Ausgaben und Rechnungs-
prüfungen fest.

(7) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Gemeinschaft gewährt eine Finanzhilfe an die
Niederlande für die vom Rijksinstituut voor de Volksgezond-
heid en Milieuhygiëne, in Bilthoven wahrgenommenen Befug-
nisse und Aufgaben beim Nachweis von Rückständen
bestimmter Substanzen nach Anhang V Kapitel 2 der Richtlinie
96/23/EG.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Zeit vom 1.
Januar 2003 bis zum 31. Dezember 2003 beträgt maximal
410 000 EUR.

(3) Die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft für die
Veranstaltung eines fachbezogenen Workshops beläuft sich auf
höchstens 20 000 EUR.
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Artikel 2

(1) Die Gemeinschaft gewährt eine Finanzhilfe an Frankreich
für die vom Laboratoire d'études et de recherches sur les médi-
caments vétérinaires et les désinfectants de L'Agence Française
de Sécurité Sanitaire des Aliments (ehemaliges Laboratoire des
médicaments vétérinaires) in Fougères wahrgenommenen
Befugnisse und Aufgaben beim Nachweis von Rückständen
bestimmter Substanzen nach Anhang V Kapitel 2 der Richtlinie
96/23/EG.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Zeit vom 1.
Januar 2003 bis zum 31. Dezember 2003 beträgt maximal
410 000 EUR.

(3) Die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft für die
Veranstaltung eines fachbezogenen Workshops beläuft sich auf
höchstens 28 000 EUR.

Artikel 3

(1) Die Gemeinschaft gewährt eine Finanzhilfe an Deutsch-
land für die vom Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (vormals Bundesinstitut für Gesundheitli-
chen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin) in Berlin wahr-
genommenen Befugnisse und Aufgaben beim Nachweis von
Rückständen bestimmter Substanzen nach Anhang V Kapitel 2
der Richtlinie 96/23/EG.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Zeit vom 1.
Januar 2003 bis zum 31. Dezember 2003 beträgt maximal
410 000 EUR.

(3) Die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft für die
Veranstaltung eines fachbezogenen Workshops beläuft sich auf
höchstens 22 000 EUR.

Artikel 4

(1) Die Gemeinschaft gewährt eine Finanzhilfe an Italien für
die vom Istituto Superiore di Sanità in Rom wahrgenommenen
Befugnisse und Aufgaben beim Nachweis von Rückständen
bestimmter Substanzen nach Anhang V Kapitel 2 der Richtlinie
96/23/EG.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Zeit vom 1.
Januar 2003 bis zum 31. Dezember 2003 beträgt maximal
410 000 EUR.

(3) Die finanzielle Unterstützung der Gemeinschaft für die
Veranstaltung eines fachbezogenen Workshops beläuft sich auf
höchstens 32 000 EUR.

Artikel 5

Diese Entscheidung ist an das Königreich der Niederlande, die
Französische Republik, die Bundesrepublik Deutschland und die
Italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 24. Februar 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2003

über eine Finanzhilfe der Gemeinschaft für den Betrieb bestimmter gemeinschaftlicher Referenzla-
boratorien im Bereich Tiergesundheit und lebende Tiere 2003

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 562)

(Nur der dänische, der deutsche, der englische, der französische, der schwedische und der spanische Text sind
verbindlich)

(2003/125/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26.
Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 2001/572/EG (2),
insbesondere auf Artikel 28 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Gemeinschaft sollte den von ihr benannten Refe-
renzlaboratorien eine Finanzhilfe gewähren, damit sie
ihre Funktionen und Aufgaben gemäß den folgenden
Richtlinien und Entscheidungen erfüllen können:

— Richtlinie 2001/89/EG des Rates vom 23. Oktober
2001 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur
Bekämpfung der klassischen Schweinepest (3),

— Richtlinie 92/66/EWG des Rates vom 14. Juli 1992
mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der
Newcastle-Krankheit (4), zuletzt geändert durch die
Akte über den Beitritt Österreichs, Finnlands und
Schwedens,

— Richtlinie 92/40/EWG des Rates vom 19. Mai 1992
mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der
Geflügelpest (5), zuletzt geändert durch die Akte über
den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens,

— Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember
1992 mit allgemeinen Gemeinschaftsmaßnahmen
zur Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie
besonderen Maßnahmen bezüglich der vesikulären
Schweinekrankheit (6), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2002/60/EG (7),

— Richtlinie 93/53/EWG des Rates vom 24. Juni 1993
zur Festlegung von Mindestmaßnahmen der Gemein-
schaft zur Bekämpfung bestimmter Fischseuchen (8),

zuletzt geändert durch die Entscheidung 2001/288/
EG der Kommission (9),

— Richtlinie 95/70/EG des Rates vom 22. Dezember
1995 zur Festlegung von Mindestmaßnahmen der
Gemeinschaft zur Bekämpfung bestimmter Muschel-
krankheiten (10), zuletzt geändert durch die Entschei-
dung 2001/293/EG der Kommission (11),

— Richtlinie 92/35/EWG des Rates vom 29. April 1992
zur Festlegung von Kontrollregeln und Maßnahmen
zur Bekämpfung der Pferdepest (12), zuletzt geändert
durch die Akte über den Beitritt Österreichs, Finn-
lands und Schwedens,

— Richtlinie 2000/75/EG des Rates vom 20. November
2000 mit besonderen Bestimmungen für
Maßnahmen zur Bekämpfung und Tilgung der Blau-
zungenkrankheit (13),

— Entscheidung 2000/258/EG des Rates vom 20. März
2000 zur Bestimmung eines spezifischen Instituts,
das für die Aufstellung der Kriterien für die Normung
der serologischen Tests zur Kontrolle der Wirksam-
keit der Tollwutimpfstoffe verantwortlich ist (14),

— Richtlinie 2002/60/EG des Rates vom 27. Juni 2002
zur Festlegung von besonderen Vorschriften für die
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest sowie
zur Änderung der Richtlinie 92/119/EWG hinsicht-
lich der Teschener Krankheit und der Afrikanischen
Schweinepest (15),

— Entscheidung 96/463/EG des Rates vom 23. Juli
1996 zur Benennung der Referenzstelle, deren
Aufgabe es ist, zur Vereinheitlichung der Prüfme-
thoden und der Bewertung der Ergebnisse reinras-
siger Zuchtrinder beizutragen (16).

(2) Die gemeinschaftliche Finanzhilfe wird nur gewährt,
wenn die geplanten Maßnahmen effizient durchgeführt
werden, und die Behörden alle notwendigen Informa-
tionen innerhalb der festgesetzten Fristen übermitteln.
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(3) Aus Haushaltsgründen wird die Finanzhilfe der Gemein-
schaft für ein Jahr gewährt.

(4) Für die Veranstaltung eines jährlich stattfindenden Work-
shops unter der Verantwortung der gemeinschaftlichen
Referenzlaboratorien sollte für den gleichen Zeitraum in
einem Fall eine zusätzliche finanzielle Unterstützung
gewährt werden.

(5) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 des Rates (1) werden Veterinär- und Pflanzen-
schutzmaßnahmen, die nach Gemeinschaftsvorschriften
durchgeführt werden, aus der Abteilung Garantie des
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die
Landwirtschaft finanziert. Zu Zwecken der Finanzkon-
trolle finden die Artikel 8 und 9 der Verordnung (EG)
Nr. 1258/1999 Anwendung.

(6) Mit der Verordnung (EG) Nr. 324/2003 der Kommis-
sion (2) wurden die zuschussfähigen Ausgaben der
gemeinschaftlichen Referenzlaboratorien, die gemäß
Artikel 28 der Entscheidung 90/424/EWG eine Finanz-
hilfe erhalten, sowie die Verfahren zur Vorlage von
Ausgaben und Rechnungsprüfungen festgelegt.

(7) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Zusammenhang mit der Klassischen Schweinepest gewährt
die Gemeinschaft Deutschland eine Finanzhilfe für die Funk-
tionen und Aufgaben, die das Institut für Virologie der Tierärzt-
lichen Hochschule, Hannover, Deutschland, gemäß Anhang IV
der Richtlinie 2001/89/EG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
190 000 EUR. Die gemeinschaftliche Finanzhilfe für die Orga-
nisation eines technischen Workshops über die Diagnosever-
fahren der Klassischen Schweinepest beläuft sich auf höchstens
20 000 EUR.

Artikel 2

Im Zusammenhang mit der Newcastle-Krankheit gewährt die
Gemeinschaft dem Vereinigten Königreich eine Finanzhilfe für
die Funktionen und Aufgaben, die das Central Veterinary Labo-
ratory, Addlestone, Vereinigtes Königreich, gemäß Anhang V
der Richtlinie 92/66/EWG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
60 000 EUR.

Artikel 3

Im Zusammenhang mit der Geflügelpest gewährt die Gemein-
schaft dem Vereinigten Königreich eine Finanzhilfe für die
Funktionen und Aufgaben, die das Central Veterinary Labora-
tory, Addlestone, Vereinigtes Königreich, gemäß Anhang V der
Richtlinie 92/40/EWG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
120 000 EUR.

Artikel 4

Im Zusammenhang mit der vesikulären Schweinekrankheit
gewährt die Gemeinschaft dem Vereinigten Königreich eine
Finanzhilfe für die Funktionen und Aufgaben, die das Pirbright
Laboratory, Vereinigtes Königreich, gemäß Anhang III der Rich-
tlinie 92/119/EWG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
95 000 EUR.

Artikel 5

Im Zusammenhang mit Fischseuchen gewährt die Gemeinschaft
Dänemark eine Finanzhilfe für die Funktionen und Aufgaben,
die das Statens Veterinære Serumlaboratorium, Århus, Däne-
mark, gemäß Anhang C der Richtlinie 93/53/EWG zu erfüllen
hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
135 000 EUR.

Artikel 6

Im Zusammenhang mit Muschelkrankheiten gewährt die
Gemeinschaft Frankreich eine Finanzhilfe für die Funktionen
und Aufgaben, die das IFREMER, La Tremblade, Frankreich,
gemäß Anhang B der Richtlinie 95/70/EG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
85 000 EUR.

Artikel 7

Im Zusammenhang mit der Pferdepest gewährt die Gemein-
schaft Spanien eine Finanzhilfe für die Funktionen und
Aufgaben, die das Laboratorio de sanidad y producción animal,
Algete, Spanien, gemäß Anhang I der Richtlinie 92/35/EWG zu
erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
45 000 EUR.

Artikel 8

Im Zusammenhang mit der Blauzungenkrankheit gewährt die
Gemeinschaft dem Vereinigten Königreich eine Finanzhilfe für
die Funktionen und Aufgaben, die das Pirbright Laboratory,
Vereinigtes Königreich, gemäß Anhang II der Richtlinie 2000/
75/EWG zu erfüllen hat.
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Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
120 000 EUR.

Artikel 9

Im Zusammenhang mit den serologischen Tests zur Kontrolle
der Wirksamkeit der Tollwutimpfstoffe gewährt die Gemein-
schaft Frankreich eine Finanzhilfe für die Funktionen und
Aufgaben, die das Laboratorium der AFSSA, Nancy, Frankreich,
gemäß Anhang II der Entscheidung 2000/258/EG zu erfüllen
hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
130 000 EUR.

Artikel 10

Im Zusammenhang mit der Afrikanischen Schweinepest
gewährt die Gemeinschaft Spanien eine Finanzhilfe für die
Funktionen und Aufgaben, die das Centro de Investigación en
Sanidad Animal, Valdeolmos, Madrid, Spanien, gemäß Anhang
V der Richtlinie 2002/60/EG zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
100 000 EUR.

Artikel 11

Zwecks Auswertung der Testergebnisse und Vereinheitlichung
der Testmethoden für reinrassige Zuchtrinder gewährt die
Gemeinschaft Schweden eine Finanzhilfe für die Funktionen
und Aufgaben gemäß Anhang II der Entscheidung 96/463/EG,
die das Interbull Centre, Uppsala, Schweden, zu erfüllen hat.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beläuft sich für den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003 auf höchstens
60 000 EUR.

Artikel 12

Diese Entscheidung ist an das Königreich Dänemark, die
Bundesrepublik Deutschland, das Königreich Spanien, die
Französische Republik, das Königreich Schweden und das
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland gerichtet.

Brüssel, den 24. Februar 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2003

über eine Finanzhilfe der Gemeinschaft an die gemeinschaftlichen Referenzlaboratorien für Vete-
rinärmedizin und Verbrauchergesundheit (biologische Risiken) für das Jahr 2003

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 565)

(Nur der deutsche, englische, französische, niederländische und spanische Text sind verbindlich)

(2003/126/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26.
Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
zuletzt geändert durch die Entscheidung 2001/572/EG des
Rates (2), insbesondere auf Artikel 28 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Es ist angezeigt, den gemeinschaftlichen Referenzlabora-
torien zur Wahrnehmung der Befugnisse und Aufgaben,
die ihnen mit den folgenden Richtlinien, Entscheidungen
sowie der folgenden Verordnung übertragen wurden,
eine Finanzhilfe der Gemeinschaft zu gewähren:

— Richtlinie 92/46/EWG des Rates vom 16. Juni 1992
mit Hygienevorschriften für die Herstellung und
Vermarktung von Rohmilch, wärmebehandelter
Milch (3)und Erzeugnissen auf Milchbasis, zuletzt
geändert durch die Richtlinie 96/23/EG (4),

— Richtlinie 92/117/EWG des Rates vom 17. Dezember
1992 über Maßnahmen zum Schutz gegen
bestimmte Zoonosen bzw. ihre Erreger bei Tieren
und Erzeugnissen tierischen Ursprungs zur Verhü-
tung lebensmittelbedingter Infektionen und Vergif-
tungen (5), zuletzt geändert durch die Richtlinie
1999/72/EG (6),

— Entscheidung 93/383/EWG des Rates vom 14. Juni
1993 über die Referenzlaboratorien für die Kontrolle
mariner Biotoxine (7), zuletzt geändert durch die
Entscheidung 1999/312/EG (8),

— Entscheidung 1999/313/EG des Rates vom 29. April
1999 über die Referenzlaboratorien für die Kontrolle
bakterieller und viraler Muschelkontamination (9),

— Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit
Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung

bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalo-
pathien (10), zuletzt geändert durch Verordnung (EG)
Nr. 1494/2002 (11).

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft sollte davon abhängig
gemacht werden, dass die geplanten Maßnahmen
wirksam durchgeführt werden und die Behörden alle
erforderlichen Informationen innerhalb der festgelegten
Frist vorlegen.

(3) Aus Haushaltsgründen sollte die Finanzhilfe der Gemein-
schaft für ein Jahr gewährt werden.

(4) Eine zusätzliche Finanzhilfe der Gemeinschaft für die
Organisation jährlicher Workshops im Bereich der
Zuständigkeit der gemeinschaftlichen Referenzlaborato-
rien kann im selben Zeitraum gewährt werden.

(5) Die von den gemeinschaftlichen Referenzlaboratorien für
das Jahr 2003 vorgelegten Arbeitsprogramme und
entsprechenden vorläufigen Budgets wurden von den
zuständigen Dienststellen der Kommission geprüft.

(6) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1258/1999 (12) werden Veterinär- und Pflanzenschutz-
maßnahmen, die nach Gemeinschaftsvorschriften durch-
geführt werden, aus der Abteilung „Garantie“ des Europ-
äischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft finanziert. Zum Zwecke der Finanzkontrolle
finden Artikel 8 und 9 der Verordnung (EG) Nr. 1258/
1999 Anwendung.

(7) Die Verordnung (EG) Nr. 324/2003 der Kommission (13)
legt die beihilfefähigen Aufgaben der gemeinschaftlichen
Referenzlaboratorien fest, die gemäß Artikel 28 der
Entscheidung 90/424/EWG eine Finanzhilfe erhalten,
und sieht die Verfahren für die Vorlage der Ausgaben
und für Audits vor.

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit —
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Gemeinschaft gewährt Frankreich eine Finanzhilfe,
um das für Analysen und Tests von Milch und Erzeugnissen auf
Milchbasis zuständige Laboratorium der Agence française de
securité sanitaire des aliments (ehemaliges Laboratoire central
d'hygiène alimentaire) in Maisons-Alfort (Frankreich) bei der
Wahrnehmung der in Anhang D Kapitel II der Richtlinie 92/
46/EWG festgelegten Befugnisse und Aufgaben zu unter-
stützen.

(2) Die Höhe der Finanzhilfe beträgt höchstens
155 000 EUR für die Zeit zwischen dem 1. Januar und dem
31. Dezember 2003.

(3) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Organisation
eines technischen Workshops beläuft sich auf höchstens
18 000 EUR.

Artikel 2

(1) Die Gemeinschaft gewährt Deutschland eine Finanzhilfe,
um das für Zoonosen zuständige Bundesinstitut für Risikobe-
wertung (vormals Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz und Veterinärmedizin) in Berlin bei der Wahrneh-
mung der in Anhang IV Kapitel II der Richtlinie 92/117/EWG
festgelegten Befugnisse und Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Finanzhilfe in Höhe von maximal 150 000 EUR
wird für die Zeit zwischen dem 1. Januar und dem 31.
Dezember 2003 gewährt.

(3) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Organisation
eines technischen Workshops beläuft sich auf höchstens
38 000 EUR.

Artikel 3

(1) Die Gemeinschaft gewährt den Niederlanden eine Finanz-
hilfe, um das für Salmonellosen zuständige Rijksinstituut voor
Volksgezondheid en Milieuhygiëne in Bilthoven bei der Wahr-
nehmung der in Anhang IV Kapitel II der Richtlinie 92/117/
EWG festgelegten Befugnisse und Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Finanzhilfe in Höhe von maximal 150 000 EUR
wird für die Zeit zwischen dem 1. Januar und dem 31.
Dezember 2003 gewährt.

(3) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Organisation
eines technischen Workshops beläuft sich auf höchstens
26 000 EUR.

Artikel 4

(1) Die Gemeinschaft gewährt Spanien eine Finanzhilfe, um
das für marine Biotoxine zuständige Laboratorio de Biotoxinas
Marinas del Área de Sanidad in Vigo bei der Wahrnehmung der
in Artikel 5 der Entscheidung 93/383/EWG festgelegten Befug-
nisse und Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Finanzhilfe in Höhe von maximal 110 000 EUR
wird für die Zeit zwischen dem 1. Januar und dem 31.
Dezember 2003 gewährt.

(3) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Organisation
eines technischen Workshops beläuft sich auf höchstens
19 000 EUR.

Artikel 5

(1) Die Gemeinschaft gewährt dem Vereinigten Königreich
eine Finanzhilfe, um das für die Kontrolle bakterieller und
viraler Muschelkontamination zuständige Laboratorium des
Center for Environment, Fisheries & Aquaculture Science in
Weymouth bei der Wahrnehmung der in Artikel 4 der
Entscheidung 1999/313/EG festgelegten Befugnisse und
Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Finanzhilfe in Höhe von maximal 140 000 EUR
wird für die Zeit zwischen dem 1. Januar und dem 31.
Dezember 2003 gewährt.

(3) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Organisation
eines technischen Workshops beläuft sich auf höchstens
26 000 EUR.

Artikel 6

(1) Die Gemeinschaft gewährt dem Vereinigten Königreich
eine Finanzhilfe, um das für die Überwachung der transmissi-
blen spongiformen Enzephalopathien zuständige Veterinary
Laboratories Agency in Addlestone, Vereinigtes Königreich, bei
der Wahrnehmung der in Anhang X Kapitel B der Verordnung
(EG) Nr. 999/2001 festgelegten Befugnisse und Aufgaben zu
unterstützen.

(2) Die Finanzhilfe in Höhe von maximal 360 000 EUR
wird für die Zeit zwischen dem 1. Januar und dem 31.
Dezember 2003 gewährt.

(3) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft für die Organisation
eines technischen Workshops beläuft sich auf höchstens
52 000 EUR.

Artikel 7

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschland, das
Königreich Spanien, die Französische Republik, das Königreich
der Niederlande und das Vereinigte Königreich Großbritannien
und Nordirland gerichtet.

Brüssel, den 24. Februar 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 24. Februar 2003

zur Änderung der Entscheidung 2001/218/EG zur Verpflichtung der Mitgliedstaaten, vorüberge-
hend zusätzliche Maßnahmen gegen die Verbreitung von Bursaphelenchus xylophilus (Steiner et
Buhrer) Nickle et al. (dem Kiefernfadenwurm) gegenüber anderen Gebieten Portugals zu treffen als

denjenigen, in denen dieser Schadorganismus bekanntermaßen nicht vorkommt

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 581)

(2003/127/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai
2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen
die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (1), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2002/89/EG (2), insbesondere auf Artikel 16
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Entscheidung 2001/218/EG (3), geändert durch
die Entscheidung 2002/124/EG (4) hat die Kommission
die Mitgliedstaaten aufgefordert, zusätzliche Maßnahmen
gegen die Verbreitung von Bursaphelenchus xylophilus
(Steiner et Buhrer) Nickle et al. (Kiefernfadenwurm —
KFW) gegenüber anderen Gebieten Portugals zu treffen
als denjenigen, in denen dieser Schadorganismus
bekanntermaßen nicht vorkommt.

(2) Weitere Untersuchungen des Lebensmittel- und Veteri-
näramts vom April 2002 sowie von Portugal vorgelegte
zusätzliche Informationen deuten darauf hin, dass die
Ausbreitung des Kiefernfadenwurms dank der Anwen-
dung des Tilgungsprogramms noch auf das abgegrenzte
Gebiet Portugals beschränkt ist. Bei Untersuchungen in
dem Gebiet wurden jedoch noch immer Bäume mit
Anzeichen für den Befall durch diesen Schadorganismus
festgestellt.

(3) In amtlichen Untersuchungen, die 2002 von den
anderen Mitgliedstaaten an Holz, loser Rinde und
Pflanzen von Abies Mill., Cedrus Trew, Larix Mill., Picea
A. Dietr., Pinus L., Pseudotsuga Carr. und Tsuga Carr.
mit Ursprung in Portugal durchgeführt wurden, ergab
sich bei keiner analysierten Probe ein Positivbefund für
den Kiefernfadenwurm.

(4) Deshalb ist es notwendig, dass Portugal weiterhin beson-
dere Maßnahmen trifft und einen mittelfristigen
Tilgungsplan vorlegt, um die Ausbreitung des Kiefernfa-
denwurms mit Blick auf die Tilgung zu verhindern. Es
kann erforderlich sein, dass auch die übrigen Mitglied-
staaten weiterhin zusätzliche Schutzmaßnahmen treffen,
um ihr Hoheitsgebiet vor der Einschleppung des KFW zu
schützen. Die Ergebnisse der besonderen Maßnahmen
und der Umsetzung des mittelfristigen Plans sollten
ständig überprüft und falls notwendig geändert werden.

(5) Für die Verbringung von Spänen aus symptomfreien
Bäumen oder aus Bäumen mit Negativbefund für den
Kiefernfadenwurm innerhalb Portugals in andere als die
abgegrenzten Gebiete sollten besondere Regelungen
vorgesehen werden.

(6) Die Bestimmungen über die Mitteilung der Ergebnisse
der von den Mitgliedstaaten durchgeführten Untersu-
chungen auf den Kiefernfadenwurm an die übrigen
Mitgliedstaaten und an die Kommission sollten präzisiert
werden.

(7) Die Entscheidung 2001/218/EG ist daher nochmals für
einen begrenzten Zeitraum bis 31. März 2005 zu
verlängern und entsprechend zu ändern.

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschuss
für Pflanzenschutz —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 2001/218/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

i) Im ersten Absatz wird das Datum „28. Februar 2003“
durch das Datum „31. März 2005“ ersetzt.

ii) Nach dem zweiten Absatz wird folgender neuer Absatz
angefügt:

„Portugal legt spätestens am 15. März 2003 einen mittel-
fristigen Tilgungsplan vor, um die Verbreitung des
Kiefernfadenwurms mit dem Ziel der Tilgung zu
bekämpfen.“

2. Artikel 4 wird wie folgt geändert:

i) Im ersten Absatz wird zwischen „Hoheitsgebiet“ und
„amtliche Untersuchungen“ „jährliche“ eingefügt.

ii) Der zweite Absatz erhält folgende Fassung:

„Unbeschadet des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie
2000/29/EG werden die Ergebnisse der in Absatz 1
vorgesehenen Untersuchungen den übrigen Mitglied-
staaten und der Kommission bis 15. November 2003
bzw. 15. November 2004 mitgeteilt, wenn daraus
hervorgeht, dass der Kiefernfadenwurm in Gebieten
auftritt, in denen er bislang nicht bekannt war.“
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3. In Artikel 5 erster Absatz wird nach „20 km“ das Wort
„Breite“ eingefügt.

4. In Artikel 6 wird das Datum „15. Dezember 2002“ ersetzt
durch „15. Januar 2004 bzw. 15. Januar 2005“.

5. Der Anhang wird wie folgt geändert:
i) Nummer 2 Buchstabe b) Ziffer ii) erhält folgende
Fassung:
„ii) das von anderen als den unter Ziffer i) genannten

Bäumen gewonnen wurde, wird amtlich auf Kiefern-
fadenwurm und Monochamus spp. untersucht; bei
Bestätigung des Befalls mit Kiefernfadenwurm oder
Monochamus spp. gelten für das Holz die Bestim-
mungen gemäß Ziffer i). Bei Negativbefund kann
das Holz unter amtlicher Aufsicht zu einem Verar-
beitungsbetrieb verbracht werden, um als Bauholz
verwendet zu werden, oder ausnahmsweise unter
amtlicher Aufsicht zu der Kommission gemeldeten
Verarbeitungsbetrieben in anderen Gebieten Portu-
gals als den abgegrenzten Gebieten verbracht
werden, in denen das Holz oder aus diesem Holz
hergestellte Späne zwischen dem 1. November und
dem 1. April entweder
— im Fall von Spänen in diesem zugelassenen

Betrieb zu industriellen Zwecken verwendet
werden, oder

— im Fall von Holz:
— in geeigneter Weise 30 Minuten lang bis auf

eine Kerntemperatur von mindestens 56 °C
erhitzt wird. Eine weitere Verbringung
solchen hitzebehandelten Holzes ist zulässig,
wenn das Holz von einem vorgenannten
Pflanzenpass begleitet ist, oder

— zu Spänen zerkleinert und begast wird, um
zu gewährleisten, dass es frei von lebendem
Kiefernfadenwurm ist. Eine weitere Verbrin-
gung solch begasten Holzes ist zulässig,
wenn das Holz von einem Pflanzenpass
begleitet ist, oder

— in diesem Betrieb zu Spänen zerkleinert und
zu industriellen Zwecken verwendet wird,
oder

— unter amtlicher Aufsicht zu einem Betrieb
verbracht wird, um dort
— in geeigneter Weise 30 Minuten lang bis auf

eine Kerntemperatur von mindestens 56 °C
erhitzt zu werden, oder

— zu Spänen zerkleinert und begast zu werden,
um zu gewährleisten, dass es frei von
lebendem Kiefernfadenwurm ist, oder

— zu Spänen zerkleinert und zu industriellen
Zwecken verwendet zu werden;“.

ii) Nummer 2 Buchstabe c) Ziffer ii) erster Gedankenstrich
erhält folgende Fassung:
„— amtlich auf Kiefernfadenwurm und Monochamus

spp. untersucht; bei Bestätigung des Befalls mit
Kiefernfadenwurm oder Monochamus spp. gelten
für das Holz die Bestimmungen gemäß Ziffer i). Bei
Negativbefund kann das Holz unter amtlicher
Aufsicht zu einem Verarbeitungsbetrieb verbracht
werden, um als Bauholz verwendet zu werden,
oder“.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 24. Februar 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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